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Geschäftsordnung der Elften Kirchensynode der 
Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau 

Vom ... 

Die Kirchensynode der Evangelischen Kirche in Hessen 
und Nassau hat sich folgende Geschäftsordnung gege-
ben: 

I. Die Eröffnung der Kirchensynode 

§ 1 
Einladung und Tagesordnung 

(1) Der Kirchensynodalvorstand bestimmt Ort und Zeit 
der Tagung und stellt die Tagesordnung fest. 

(2) Die oder der Präses lädt die Synodalen ein und teilt 
hierbei die Tagesordnung mit. Die Einladung ist spätes-
tens sechs Wochen vor Beginn der Tagung zur Post zu 
geben. In unaufschiebbaren Eilfällen kann die Frist bis 
zu einer Woche abgekürzt werden. 

(3) Auf Antrag von mindestens 25 Synodalen muss ein 
Beratungspunkt auf die Tagesordnung gesetzt werden, 
wenn der Antrag spätestens drei Wochen vor Beginn der 
Tagung beim Kirchensynodalvorstand eingeht. Gleiches 
gilt für Gesetzesvorlagen, die aus der Mitte der Synode 
eingebracht werden, sowie für Anträge durch die Deka-
natssynoden. Auch der Kirchensynodalvorstand kann bis 
zu diesem Zeitpunkt die Tagesordnung ergänzen. 

(4) Der Kirchensynodalvorstand kann offensichtlich un-
zulässige Anträge zurückweisen. Unzulässig sind neben 
verfristeten Anträgen insbesondere Anträge zur Verfah-
rensweise, Empfehlungen zum Abstimmungsverhalten 
und bereits behandelte Anliegen. Die Zurückweisung ist 
dem Antragsteller mitzuteilen und kurz zu begründen. 
Der Kirchensynodalvorstand kann inhaltlich zusammen-
hängende Anträge zur Verhandlung verbinden. 

(5) Kann ein Antrag auf Ergänzung der Tagesordnung 
aus unvorhersehbaren Gründen nicht gestellt werden, so 
ist auf Vorschlag des Kirchensynodalvorstandes oder 
auf Antrag von mindestens 25 Synodalen dieser Bera-
tungspunkt auf die Tagesordnung zu setzen, wenn die 
Synode zustimmt. Die Beratung und die Abstimmung 
über diesen Ergänzungsantrag sollen erst am folgenden 
Sitzungstag stattfinden. 

(6) Ergibt sich aus den Berichten der Kirchenleitung über 
die Ausführung von Synodalbeschlüssen und über die 
Behandlung synodaler Anträge, die der Kirchenleitung 
überwiesen wurden, weiterer Beratungsbedarf und sol-
len weitergehende Anträge gestellt werden, ist ein Bera-
tungspunkt auf Antrag von mindestens zehn Synodalen 
auf die Tagesordnung der nächsten Synodaltagung zu 
setzen. 

(7) Das für die Tagung der Kirchensynode erforderliche 
Material ist spätestens drei Wochen vor der Tagung zur 
Post zu geben. Eine etwaige Ergänzung der Tagesord-
nung und das dazugehörige Material sind spätestens 
zehn Tage vor Beginn der Tagung zur Post zu geben. 
Werden diese Fristen nicht eingehalten, so ist auf An-
trag, der von mindestens 25 Synodalen zu unterstützen 
ist, der betreffende Punkt von der Tagesordnung abzu-
setzen. 

(8) Auf Wunsch eines oder einer Synodalen ist die elek-
tronische Bereitstellung der Einladungen und der Ta-
gungsunterlagen für ihn oder sie ausreichend. 

(9) Die erste Tagung einer Kirchensynode nach ihrer 
Wahl bereitet der Kirchensynodalvorstand der vorange-
gangenen Kirchensynode vor. 

§ 2 
Leitung bis zur Wahl der oder des Präses 

Das lebensälteste gewählte Mitglied aus dem Pfarrdienst 
leitet als Alterspräses bis zur Wahl der oder des Präses 
die Synode und nimmt auch die in Artikel 35 der Kir-
chenordnung vorgeschriebene Verpflichtung vor. Später 
eintretende Synodale werden durch die oder den Präses 
verpflichtet. 

II. Die Synodalen 

§ 3 
Legitimation der Synodalen 

(1) Die zu der ersten Tagung eingeladenen Synodalen, 
deren Anwesenheit festgestellt ist, gelten als vorläufig 
legitimiert. 

(2) Die Kirchenleitung berichtet der Kirchensynode über 
das Ergebnis der Vorprüfung der Wahlen zur Kirchensy-
node. Soweit keine Einsprüche gegen die Wahlen vor-
liegen, stellt die Kirchensynode die Legitimation der Sy-
nodalen und ihrer Stellvertreterinnen und Stellvertreter 
fest. 

(3) Liegen unerledigte Einsprüche oder Anfechtungen 
vor, so bestellt die Kirchensynode einen Wahlprüfungs-
ausschuss. In diesen Fällen beschließt die Kirchensyno-
de nach dem Bericht dieses Ausschusses über die Gül-
tigkeit der Wahlen. 

§ 4 
Teilnahme der Synodalen an den Tagungen 

(1) Die Synodalen sind verpflichtet, an den Tagungen 
der Kirchensynode teilzunehmen und an ihren Arbeiten 
mitzuwirken. 

(2) Ist ein Mitglied der Synode verhindert, an einer Ta-
gung teilzunehmen, so zeigt es dies unverzüglich dem 
Synodalbüro an. An die Stelle des verhinderten Mitglie-
des tritt seine Stellvertreterin oder sein Stellvertreter. Bei 
einer Verhinderung von bis zu zwei Tagen wird ein stell-
vertretendes Mitglied nicht eingeladen. 

(3) Während der Tagung müssen Synodale, die an der 
Teilnahme einer Sitzung verhindert sind, dies persönlich 
dem oder der Präses mitteilen. Eine Vertretung ist aus-
geschlossen. 

§ 5 
Persönliche Beteiligung am Gegenstand 

der Beschlussfassung 

Wer an dem Gegenstand einer Beschlussfassung per-
sönlich beteiligt ist, hat sich vor der Beratung und Be-
schlussfassung zu entfernen. Auf Verlangen ist das Mit-
glied vorher zu hören. 
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III. Der Kirchensynodalvorstand 

§ 6 
Wahl der oder des Präses 

(1) Unter Leitung der oder des Alterspräses (§ 2 Satz 1) 
hat die Kirchensynode zu Beginn ihrer ersten Tagung 
nach Bildung des Benennungsausschusses (§ 31 Ab-
satz 2) aus ihrer Mitte die oder den Präses schriftlich zu 
wählen. Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abge-
gebenen Stimmen auf sich vereinigt. Stimmenthaltungen 
und ungültige Stimmen werden den abgegebenen 
Stimmen zugerechnet. 

(2) Wird diese Mehrheit auch beim zweiten Wahlgang 
nicht erreicht, so ist gewählt, wer im dritten Wahlgang 
die meisten Stimmen erhält. Bei Stimmengleichheit ent-
scheidet das Los, das die oder der Alterspräses zieht. 

§ 7 
Wahl der übrigen Mitglieder 

des Kirchensynodalvorstands 

Nach der Wahl der oder des Präses erfolgt in getrennten 
Wahlhandlungen die Wahl der oder des stellvertreten-
den Präses und der übrigen Mitglieder des Kirchensyno-
dalvorstandes. Für diese Wahlen findet § 6 entspre-
chende Anwendung. 

§ 8 
Aufgaben der oder des Präses 

und des Kirchensynodalvorstands 

(1) Die oder der Präses führt den Vorsitz im Kirchensy-
nodalvorstand. Für den Kirchensynodalvorstand erledigt 
sie oder er den Schriftwechsel, fertigt die Beschlüsse der 
Kirchensynode, insbesondere der Kirchengesetze aus, 
und veranlasst ihre Verkündung. 

(2) Der Kirchensynodalvorstand unterstützt die oder den 
Präses in der Führung der Geschäfte. Sind Präses und 
Stellvertreterin oder Stellvertreter verhindert, treten an 
deren Stelle die übrigen Mitglieder des Kirchensynodal-
vorstandes dem Lebensalter nach. 

§ 9 
Ältestenrat 

(1) Ein Ältestenrat unterstützt den Kirchensynodalvor-
stand bei der Vorbereitung und Leitung der Tagungen 
der Kirchensynode. 

(2) Der Ältestenrat besteht aus den Mitgliedern des Kir-
chensynodalvorstandes, den Vorsitzenden der Synodal-
ausschüsse und den Sprecherinnen und Sprechern der 
synodalen Propsteigruppen. Im Fall der Verhinderung 
findet Vertretung durch die Stellvertretung der Vorsit-
zenden der Synodalausschüsse oder Stellvertretung der 
Sprecherinnen und Sprecher der synodalen Propstei-
gruppen statt. 

(3) Die oder der Präses beruft den Ältestenrat ein und 
leitet ihn. 

(4) Bei der Vorbereitung der ersten Tagung einer Kir-
chensynode nach ihrer Wahl steht dem Kirchensynodal-
vorstand der vorangegangenen Kirchensynode ein vor-
läufiger Ältestenrat zur Seite. Diesem gehören neben 
den Mitgliedern des bisherigen Kirchensynodalvorstan-
des die in die neue Kirchensynode gewählten Vorsitzen-
den von Ausschüssen der vorangegangenen Synoden 
sowie die neu gewählten Sprecherinnen und Sprecher 
der synodalen Propsteigruppen an. Sind letztere noch 
nicht neu gewählt, treten an ihre Stelle die wieder in die 
Synode gewählten bisherigen Sprecherinnen und Spre-
cher. Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. Hinzu tritt die 

oder der Alterspräses (§ 2 Satz 1) der neu gewählten 
Kirchensynode. 

IV. Die Synodalverhandlung 

§ 10 
Gottesdienst und Andacht 

Während jeder Tagung wird ein Gottesdienst gefeiert; 
jeder Sitzungstag wird mit einer Andacht begonnen und 
einem Gebet beschlossen. 

§ 11 
Öffentlichkeit 

(1) Die Verhandlungen der Kirchensynode sind öffent-
lich. Ton- und Videoaufnahmen sind mit Zustimmung 
des Kirchensynodalvorstandes möglich. 

(2) Die Öffentlichkeit kann auf Antrag der Kirchenleitung, 
des Kirchensynodalvorstandes oder von 25 Synodalen 
durch Beschluss der Kirchensynode ausgeschlossen 
werden. Verhandlungen über den Antrag sind nicht öf-
fentlich. Bei nichtöffentlicher Verhandlung besteht hin-
sichtlich des Gangs der Beratung Verschwiegenheits-
pflicht. 

§ 12 
Verhandlungsleitung, Beschlussfähigkeit 

(1) Die oder der Präses leitet die Verhandlungen der Kir-
chensynode. Sie oder er kann im Einvernehmen mit der 
Stellvertreterin oder dem Stellvertreter die Leitung der 
Verhandlung auf ein anderes Mitglied des Kirchensyno-
dalvorstandes übertragen. 

(2) Zu Beginn einer jeden Tagung lässt die oder der 
Präses die Beschlussfähigkeit der Kirchensynode nach 
Artikel 37 Absatz 2 der Kirchenordnung feststellen. Wird 
später die Beschlussfähigkeit angezweifelt, so ist durch 
Auszählung festzustellen, ob die Kirchensynode be-
schlussfähig ist. Ist bei einer Abstimmung oder Wahl die 
Beschlussunfähigkeit nach der Zahl der abgegebenen 
Stimmen zu vermuten, ist auf Antrag die Beschlussfä-
higkeit zu überprüfen. Ergibt sich daraus die Beschluss-
fähigkeit, so ist die Abstimmung oder Wahl in derselben 
Sitzung zu wiederholen. Wird ein Antrag auf Überprü-
fung der Beschlussfähigkeit nicht gestellt oder ergibt sich 
aus der Überprüfung die Beschlussunfähigkeit, wird die 
Abstimmung oder Wahl in einer der nächsten Sitzungen 
wiederholt. 

§ 13 
Aufrechterhaltung der Ordnung in den Sitzungen 

(1) Die Aufrechterhaltung der Ordnung in den Sitzungen 
ist Sache der oder des Präses. Sie oder er kann Syno-
dale zur Ordnung rufen. Bleibt ein Ordnungsruf ohne Er-
folg, so kann die oder der Präses die Sitzung unterbre-
chen, bis zwischen dem Kirchensynodalvorstand und 
der oder dem Synodalen ein Gespräch stattgefunden 
hat. 

(2) Gegen den Ordnungsruf kann die oder der Synodale 
die Kirchensynode anrufen, die durch Beschluss ohne 
Aussprache endgültig entscheidet. 

§ 14 
Erteilung des Worts, Redezeit 

(1) Die oder der Präses erteilt das Wort in der Reihen-
folge der schriftlich eingegangenen Wortmeldungen. Aus 
Gründen der Zweckmäßigkeit kann sie oder er in der 
Reihenfolge Änderungen eintreten lassen. 

(2) Der Kirchenpräsidentin oder dem Kirchenpräsidenten 
soll, den übrigen Mitgliedern der Kirchenleitung kann auf 
Verlangen jederzeit das Wort erteilt werden. Den in Arti-
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kel 33 Absatz 7 der Kirchenordnung genannten Mitglie-
dern der Kirchenverwaltung oder der gesamtkirchlichen 
Einrichtungen kann auch außerhalb der Reihenfolge zu 
Auskünften über ihre Arbeitsgebiete das Wort erteilt 
werden. 

(3) Zu Berichtigungen tatsächlicher Art und zu persönli-
chen Erklärungen kann die oder der Präses auch außer 
der Reihe das Wort erteilen. 

(4) Zu Anträgen zur Geschäftsordnung soll jederzeit das 
Wort erteilt werden. Hierdurch darf jedoch keine Rede 
unterbrochen werden. Ein Geschäftsordnungsantrag und 
seine Ablehnung können von je einem Mitglied der Sy-
node in höchstens drei Minuten begründet werden. 

(5) Vor Schluss einer Aussprache ist der Berichterstatte-
rin oder dem Berichterstatter auf Wunsch das Wort noch 
einmal zu erteilen, und zwar ohne Beschränkung der 
Redezeit. Dasselbe gilt für das Mitglied der Synode, das 
den Antrag gestellt hat, wenn dieser Antrag vorher nicht 
in einem Ausschuss behandelt wurde. 

(6) Die Redezeit bei einer Aussprache beträgt in der Re-
gel höchstens fünf Minuten. Die Kirchensynode kann 
Abweichungen zulassen. 

(7) Die Synodalen haben sich an den Gegenstand der 
Verhandlung zu halten. Weicht jemand davon ab oder 
wiederholt sich, so kann die oder der Präses zur Sache 
rufen. Wird diese Aufforderung nicht beachtet, so kann 
die oder der Präses das Wort entziehen. 

(8) Die Aussprache kann erst geschlossen werden, 
wenn keine Wortmeldungen mehr vorliegen. Die Kir-
chensynode kann durch Beschluss die Redezeit be-
schränken oder keine weiteren Wortmeldungen mehr zu-
lassen. Wer bereits zu dem Beratungspunkt gesprochen 
hat, kann nicht beantragen, dass die Redezeit be-
schränkt wird oder keine weiteren Wortmeldungen zu 
diesem Punkt zugelassen werden. An eine Beschrän-
kung der Redezeit sind alle Synodalen gebunden. Bei 
Auskunftserteilungen kann die beschlossene Redezeit 
ausnahmsweise überschritten werden, wenn die oder 
der Präses eine Verlängerung für erforderlich hält. Nach 
dem Beschluss, keine Wortmeldungen mehr zuzulassen, 
können Anträge zur Sache nur noch von den Synodalen 
gestellt werden, die sich auf der Redeliste befinden. Be-
reits beim Kirchensynodalvorstand vorliegende Anträge 
sind vor der Abstimmung über diesen Geschäftsord-
nungsantrag bekannt zu geben. Wird ein Antrag zurück-
genommen, so hat die oder der Präses dies sofort be-
kannt zu geben. Jedes Mitglied der Synode hat die Mög-
lichkeit, sich diesen Antrag zu eigen zu machen. Ergibt 
sich aus nach Schluss der Redeliste eingebrachten An-
trägen weiterer Beratungsbedarf, kann die Kirchensyno-
de auf Antrag beschließen, die Redeliste wieder zu er-
öffnen. 

(9) Wenn die oder der Präses sich an der Beratung be-
teiligt, muss sie oder er den Vorsitz während der Bera-
tungsdauer des betreffenden Verhandlungsgegenstan-
des abgeben. 

 

§ 15 
Einreichung von Anträgen 

(1) Anträge sind schriftlich bei der oder dem Präses ein-
zureichen. Auf Verlangen von mindestens 25 Synodalen 
sind der Schluss der Aussprache und die Abstimmung 
über Entschließungsanträge frühestens am Tag nach ih-
rer Einbringung zulässig. 

(2) Dies gilt nicht für Anträge zur Geschäftsordnung. 

(3) Anträge außerhalb der Haushaltsberatung, deren 
Annahme eine Erhöhung der Ausgaben im laufenden 
Haushaltsjahr zur Folge haben würde, sind nur zulässig, 
wenn ein Finanzierungsvorschlag gemacht wird. Soll die 
Deckung aus Rücklagen erfolgen, so ist der Antrag nur 
zulässig, wenn er von mindestens 25 Synodalen unter-
stützt wird. 

§ 16 
Schluss der Beratung 

eines Verhandlungsgegenstandes 

Die oder der Präses spricht den Schluss der Beratung 
eines Verhandlungsgegenstandes aus, nachdem die 
Aussprache hierzu beendet ist. 

§ 17 
Anhörung von Personen, 

die nicht der Kirchensynode angehören 

(1) Wenn mindestens 25 Synodale es beantragen, kann 
die Kirchensynode die Anhörung von Personen, die nicht 
der Kirchensynode angehören, beschließen. 

(2) Diese Anhörung ist ein besonderer Teil der Synodal-
verhandlung. Eine Aussprache findet nicht statt. Fragen 
zu dem betreffenden Gegenstand können gestellt wer-
den. Anträge zur Sache sind während der Anhörung 
nicht zugelassen. 

§ 18 
Gesetzesvorlagen aus der Mitte der Kirchensynode 

Gesetzesvorlagen, die aus der Mitte der Kirchensynode 
eingebracht werden, müssen von mindestens zehn Sy-
nodalen unterzeichnet sein. 

§ 19 
Lesungen der Gesetzesvorlagen 

(1) Die erste Lesung einer Gesetzesvorlage dient der 
allgemeinen Aussprache. Anträge können gestellt wer-
den. Eine Abstimmung zur Sache findet nicht statt.  

(2) In der zweiten Lesung wird über die einzelnen Best-
immungen beraten und durch Abstimmung beschlossen. 
Bei Gesetzen, durch die die Kirchenordnung geändert 
oder ergänzt wird, ist die in Artikel 39 Absatz 2 der Kir-
chenordnung vorgeschriebene Mehrheit erforderlich.  

(3) In der dritten Lesung wird über die Gesetzesvorlage 
in der Fassung, die sie in der zweiten Lesung erhalten 
hat, abschließend beraten und endgültig beschlossen. 
Für die dritte Lesung sind Anträge auf sachliche Ände-
rung zulässig, wenn sie vor der Lesung der oder dem 
Präses schriftlich übergeben worden sind. Auf Antrag ei-
nes oder mehrerer Synodalen darf die dritte Lesung frü-
hestens 15 Minuten nach Ende der zweiten Lesung be-
ginnen.  

(4) Vor Eintritt in die zweite Lesung kann die Kirchensy-
node beschließen, die zweite und dritte Lesung zusam-
menzufassen, wenn keine Änderungsanträge gestellt 
sind. Erstrebt eine Gesetzesvorlage eine Änderung oder 
Ergänzung der Kirchenordnung, so ist in der zweiten und 
dritten Lesung über die Teile der Vorlage getrennt abzu-
stimmen, bei denen ein Mitglied der Synode es bean-
tragt.  

(5) Es finden regelmäßig nicht alle Lesungen in einer 
Synodaltagung statt. Dies gilt nicht für die Lesung zum 
Haushaltsplan. Über Ausnahmen entscheidet die Syno-
de. 

(6) Die Kirchensynode kann jederzeit Gesetzesvorlagen 
zur weiteren Vorbereitung den zuständigen Ausschüs-
sen überweisen. Bei nicht versammelter Kirchensynode 
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steht dem Kirchensynodalvorstand die gleiche Befugnis 
zu. 

§ 20 
Lesungen des Haushaltsplans 

(1) Die erste Lesung des Haushaltsplans dient der all-
gemeinen Aussprache. Anträge können gestellt werden. 
Anträge, deren Annahme eine Erhöhung der Ausgaben 
zur Folge haben würde, sind nur zulässig, wenn ein De-
ckungsvorschlag gemacht wird. Eine Abstimmung zur 
Sache findet nicht statt. 

(2) Die zweite Lesung des Haushaltsplans wird vom Fi-
nanzausschuss vorbereitet. Die Anträge sowie die Stel-
lungnahme des Finanzausschusses sind den Synodalen 
vor Beginn der zweiten Lesung schriftlich vorzulegen. In 
der zweiten Lesung werden zuerst der Stellenplan, so-
dann die Budgetbereiche und die Anlagen zum Haus-
haltsplan beraten und durch Abstimmung beschlossen. 
Anträge können nur noch bis zu den jeweiligen Einzel-
abstimmungen gestellt werden. Betreffen sie mehrere 
Budgetbereiche oder Einzelbestimmungen, so sind sie 
vorweg zu behandeln. Würde ihre Annahme eine Erhö-
hung der Ausgaben zur Folge haben, ist der Finanzaus-
schuss dazu zu hören. Danach werden die einzelnen 
Bestimmungen des Haushaltsfeststellungsgesetzes be-
raten und beschlossen. 

(3) In der dritten Lesung wird über den Haushaltsplan in 
der Fassung, die er in der zweiten Lesung erhalten hat, 
abschließend beraten und endgültig beschlossen. In der 
dritten Lesung dürfen Anträge nur noch zu in der zweiten 
Lesung beschlossenen Änderungen gestellt werden. Sie 
sind vor der dritten Lesung der oder dem Präses schrift-
lich zu übergeben. Würde ihre Annahme eine Erhöhung 
der Ausgaben zur Folge haben, ist der Finanzausschuss 
dazu zu hören.  

(4) In allen Fällen, in denen auch der Finanzausschuss 
eine Änderung des Haushaltsplans vorschlägt, wird über 
seinen schriftlich vorzulegenden Beschlussvorschlag 
zuerst abgestimmt. Über aufrechterhaltene weiterge-
hende Anträge wird anschließend abgestimmt. 

(5) Über sonstige Anträge, insbesondere wenn sie Auf-
fassungen und Wünsche der Kirchensynode zum Haus-
haltsplan zum Ausdruck bringen (Entschließungsanträ-
ge) wird erst nach der Schlussabstimmung über den 
Haushaltsplan beraten und beschlossen. 

§ 21 
Fassung der Fragen zu Abstimmungen 

und Reihenfolge der Abstimmungen 

(1) Jede Frage zu einem Gegenstand, über den abge-
stimmt werden soll, ist von der oder dem Präses so zu 
fassen, dass darüber mit ja oder nein abgestimmt wer-
den kann. Sind mehrere Fragen zu stellen, so kündigt 
die oder der Präses die Reihenfolge vor der Abstimmung 
an.  

(2) Bei Abänderungsanträgen wird über den weiterge-
henden Antrag zuerst abgestimmt. Sind Anträge auf Än-
derung eines Hauptantrages angenommen, so wird der 
Hauptantrag mit diesen Änderungen abgestimmt. 

§ 22 
Mehrheit bei Abstimmungen 

Bei Abstimmungen entscheidet die Mehrheit der abge-
gebenen Stimmen, soweit nicht die Kirchenordnung et-
was anderes bestimmt. Stimmenthaltungen und ungülti-
ge Stimmen bleiben unberücksichtigt. 

§ 23 
Form der Abstimmungen, 

Überweisung an Ausschuss 

(1) Die Abstimmungen erfolgen durch Handaufheben, 
sofern nicht mindestens 25 Synodale einen Antrag auf 
schriftliche Abstimmung unterstützen. 

(2) Wenn mindestens 25 Synodale es beantragen, ist ein 
Gegenstand, der noch nicht in einem Ausschuss beraten 
worden ist, an den zuständigen oder einen zu bildenden 
Ausschuss zu überweisen. 

(3) Wenn Zweifel über das Ergebnis bestehen, wird die 
Abstimmung wiederholt. Die oder der Präses kann die 
Wiederholung der Abstimmung schriftlich durchführen 
lassen. Daneben bleibt ein Antrag nach Absatz 1 unbe-
rührt. 

§ 24 
Wahlen und Berufungen 

(1) Bei Wahlen stellen sich die Kandidatinnen und Kan-
didaten der Synode vor und stehen für Fragen zur Ver-
fügung. Die Synode kann auf Vorstellung und Personal-
befragung verzichten, wenn nicht mindestens 25 Syno-
dale widersprechen. 

(2) Auf Antrag mindestens einer oder eines Synodalen 
findet eine Personaldebatte statt, an der ausschließlich 
gewählte und berufene Synodale teilnehmen. Betroffene 
Kandidatinnen und Kandidaten sind ausgeschlossen. Es 
besteht hinsichtlich des Gangs der Beratung Verschwie-
genheitspflicht. 

(3) Bei den Wahlen und Berufungen entscheidet die 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Stimmenthaltun-
gen und ungültige Stimmen werden den abgegebenen 
Stimmen zugerechnet. 

(4) Wird diese Mehrheit auch beim zweiten Wahlgang 
nicht erreicht, so ist gewählt, wer im dritten Wahlgang 
die meisten Stimmen erhält. Bei Stimmengleichheit ent-
scheidet das Los, das die oder der Präses zieht. 

§ 25 
Form der Wahlen 

(1) Die Wahlen erfolgen schriftlich. Sie können durch 
Handaufheben erfolgen, wenn nur ein Wahlvorschlag 
vorliegt und sich gegen dieses Verfahren kein Wider-
spruch erhebt.  

(2) Bei der Wahl der Mitglieder der Kirchenleitung kann 
nur schriftlich gewählt werden.  

(3) Personalentscheidungen gelten als Wahlen. 

 

§ 26 
Wahlausschuss 

(1) Bei schriftlich vorzunehmenden Wahlen oder Ab-
stimmungen wird zur Unterstützung des Kirchensyno-
dalvorstandes zu jedem Wahlgang ein Wahlausschuss 
aus mindestens drei und höchstens neun Synodalen 
durch die oder den Präses bestellt, dem ein Mitglied des 
Kirchensynodalvorstandes angehört. 

(2) Entsprechendes gilt, wenn das Ergebnis bei Abstim-
mungen durch die oder den Präses nicht sicher festge-
stellt werden kann oder angezweifelt wird. Bei Abstim-
mung durch Handaufheben ist in diesem Falle sicherzu-
stellen, dass das Ergebnis für jeden Sitzblock durch zwei 
entgegengesetzt zählende Synodale getrennt ermittelt 
wird. 
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§ 27 
Fragestunde 

(1) Auf jeder Tagung der Kirchensynode wird eine Fra-
gestunde vorgesehen. Fragen sind so kurz und be-
stimmt zu halten, dass eine knappe Beantwortung mög-
lich ist. Sie dürfen keine Wertungen oder unsachliche 
Feststellungen enthalten. 

(2) Die Fragen sind bis spätestens drei Wochen vor Be-
ginn der Synode beim Kirchensynodalvorstand einzu-
reichen. Bei Zustimmung durch die Kirchensynode kön-
nen zusätzliche Fragen von großer Aktualität mit einer 
24-Stunden-Frist aufgenommen werden. 

(3) Der Kirchensynodalvorstand kann Fragen zurückwei-
sen, die diesen Erfordernissen nicht entsprechen oder 
sich auf Tagesordnungsgegenstände beziehen, falls ei-
ne Verständigung mit der Fragestellerin oder dem Fra-
gesteller nicht oder nicht rechtzeitig erreicht werden 
kann. Gegen die Zurückweisung kann die oder der Sy-
nodale die Kirchensynode anrufen, die durch Beschluss 
ohne Aussprache endgültig entscheidet. Die zugelasse-
nen Fragen sind den Synodalen schriftlich vorzulegen. 

(4) Die von der Kirchenleitung erarbeiteten schriftlichen 
Antworten auf die zugelassenen Fragen sind der oder 
dem Präses spätestens zu Beginn der Synodaltagung zu 
übergeben. Die Fragestellerin oder der Fragesteller er-
hält unverzüglich einen Abdruck der sie oder ihn betref-
fenden Antwort. 

(5) Nach Beantwortung der Frage findet eine Ausspra-
che nicht statt. Wer die Frage gestellt hat, kann zum 
gleichen Gegenstand zwei Zusatzfragen stellen. Auch 
aus der Mitte der Synode können dazu je zwei Fragen 
gestellt werden. 

§ 28 
Protokoll 

(1) Über die Synodalverhandlungen sind ein Beschluss- 
und ein Wortprotokoll aufzunehmen. Das Beschlusspro-
tokoll erscheint baldmöglichst im Amtsblatt. Das Wort-
protokoll ist den Synodalen innerhalb von 5 Monaten zu 
übersenden. § 1 Absatz 8 gilt entsprechend. Eine zu-
sätzliche elektronische Veröffentlichung im Intranet der 
Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau ist mög-
lich. 

(2) Daneben sind die Beschlüsse und die Wahlergebnis-
se in einer besonderen Niederschrift festzuhalten. Diese 
Niederschrift ist von der oder dem Präses und einem 
weiteren Mitglied des Kirchensynodalvorstandes zu un-
terzeichnen. 

(3) Das Nähere regelt der Kirchensynodalvorstand. 

V. Die Propsteigruppen 

§ 29 
Bildung und Aufgaben der Propsteigruppen 

(1) Die Synodalen der Propsteibereiche bilden die 
Propsteigruppen. 

(2) Die Pröpstin oder der Propst lädt alle Synodalen des 
Propsteibereichs zur konstituierenden Sitzung der 
Propsteigruppe vor der ersten Tagung der Synode ein. 

(3) In der konstituierenden Sitzung wählen die Synoda-
len eine Gruppensprecherin oder einen Gruppenspre-
cher sowie deren Stellvertretung. 

(4) Die Propsteigruppe schlägt der Kirchensynode eine 
Pfarrerin oder einen Pfarrer und zwei Gemeindemitglie-
der für den Benennungsausschuss vor. 

(5) Die Propsteigruppe berät über die Wahlen in die 
Ausschüsse der Synode. 

§ 30 
Propsteigruppentreffen 

(1) Die Propsteigruppentreffen finden in der Regel vor 
jeder Synodaltagung statt. Die Propsteigruppenspreche-
rin oder der Propsteigruppensprecher lädt die Synodalen 
des Propsteibereichs und die Pröpstin oder den Propst 
zwei Wochen vorher unter Mitteilung der Tagesordnung 
zu dem Propsteigruppentreffen ein und leitet das 
Propsteigruppentreffen. 

(2) Die Propsteigruppe berät die Tagesordnung der Sy-
nodaltagung. Die Mitglieder der Synodalausschüsse in-
formieren über die Bearbeitung der Tagesordnungs-
punkte in ihren jeweiligen Ausschüssen. Zu einzelnen 
Tagesordnungspunkten der Beratungen der Propstei-
gruppe können Gäste hinzugezogen werden. 

(3) Ein Protokoll über die Beratung wird nicht angefertigt. 

VI. Die Synodalausschüsse 

§ 31 
Bestellung und Zusammensetzung der Ausschüsse 

(1) Die Kirchensynode bestellt folgende Ausschüsse: 

1.  Benennungsausschuss, 

2.  Theologischer Ausschuss, 

3.  Rechtsausschuss, 

4.  Finanzausschuss, 

5.  Bauausschuss, 

6.  Rechnungsprüfungsausschuss, 

7.  Verwaltungsausschuss. 

(2) Der Benennungsausschuss besteht aus einer Pfarre-
rin oder einem Pfarrer und zwei anderen Gemeindemit-
gliedern eines jeden Propsteibereiches. Sie sind von den 
Synodalen des betreffenden Propsteibereiches vorzu-
schlagen. Die Kirchensynode ist an diese Vorschläge 
nicht gebunden, hat aber aus jedem Propsteibereich ei-
ne Pfarrerin oder einen Pfarrer und zwei andere Ge-
meindemitglieder zu wählen. 

(3) Der Bauausschuss besteht aus sechs von der Kir-
chensynode unter Berücksichtigung eines jeden 
Propsteibereiches gewählten Synodalen und einer Ver-
treterin oder einem Vertreter des Finanzausschusses.  

(4) Die übrigen in Absatz 1 genannten Ausschüsse be-
stehen aus je zwölf Synodalen. Dem Theologischen 
Ausschuss sollen acht Pfarrerinnen oder Pfarrer ange-
hören, abweichend davon können stattdessen berufene 
Synodale der theologischen Fakultäten (Artikel 34 Ab-
satz 2 KO) gewählt werden. Den anderen in Absatz 1 
genannten Ausschüssen sollen je vier Pfarrerinnen oder 
Pfarrer angehören. 

(5) Die Kirchensynode bestimmt die Bestellung und Zu-
sammensetzung weiterer Ausschüsse. 

(6) Die Synodalausschüsse der Kirchensynode gemäß 
Absatz 1 bleiben bis zum Ablauf der Wahlperiode in der 
Mitgliederzahl tätig, die bei der Bestellung durch die Kir-
chensynode bestimmt worden ist. 

§ 32 
Erste Einberufung, Vorsitz und Schriftführung 

(1) Das lebensälteste Mitglied beruft den Ausschuss zu 
seiner ersten Sitzung ein und leitet sie bis zur Wahl der 
oder des Vorsitzenden. 
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(2) Jeder Ausschuss bestimmt durch Wahl, wer den 
Vorsitz, den stellvertretenden Vorsitz und die Protokoll-
führung übernimmt. Die Protokollführung kann auch ab-
weichend von Satz 1 geregelt werden. 

§ 33 
Einladung, Beratung, Beschlussfähigkeit 

und Mehrheit bei Abstimmungen  

(1) Die Mitglieder des Ausschusses sind mindestens ei-
ne Woche vor der Sitzung unter Mitteilung der Tages-
ordnung in Schrift- oder Textform einzuladen. Dies gilt 
nicht für Ausschusssitzungen während der Synodalta-
gung. 

(2) Die Ausschüsse tagen nicht öffentlich, sofern nicht 
der Kirchensynodalvorstand etwas anderes beschließt. 
Sie sind beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte ihrer 
Mitglieder anwesend sind. Beschlüsse werden mit einfa-
cher Mehrheit der Anwesenden gefasst. 

(3) Mitglieder der Kirchensynode können bei den Bera-
tungen der Ausschüsse zuhören; dies gilt nicht für den 
Benennungsausschuss. Die Ausschüsse können auf be-
sonderen Beschluss in geschlossener Sitzung beraten. 

(4) Die Mitglieder des Kirchensynodalvorstandes können 
jederzeit an den Beratungen der Ausschüsse teilneh-
men. 

(5) Wer Anträge gestellt hat, kann zu den Beratungen 
hinzugezogen werden. Ebenso können Sachverständige 
den Ausschuss beraten. An einzelnen Beratungsgegen-
ständen interessierte Personen können angehört wer-
den. 

§ 34 
Teilnahme von Kirchenleitung 

und Kirchenverwaltung 

(1) Die Kirchenleitung ist zu den Sitzungen der Aus-
schüsse einzuladen. Ihre Mitglieder können an den Be-
ratungen teilnehmen. Die Ausschüsse können Auskünfte 
von der Kirchenleitung einholen.  

(2) Die Leiterin oder der Leiter der Kirchenverwaltung 
oder ein beauftragtes Mitglied der Kirchenverwaltung 
kann an den Beratungen der Ausschüsse teilnehmen. 
Die Ausschüsse können die Entsendung der Leiterin o-
der des Leiters der Kirchenverwaltung oder eines beauf-
tragten sachkundigen Mitgliedes der Kirchenverwaltung 
verlangen. Diese sind verpflichtet, den Ausschussmit-
gliedern Auskünfte zu den Beratungsgegenständen zu 
erteilen. 

(3) Zu einzelnen Tagesordnungspunkten können die 
Ausschüsse beschließen, ohne Anwesenheit von Kir-
chenleitung und Kirchenverwaltung zu beraten. 

§ 35 
Befassung mehrerer Ausschüsse 

mit einem Verhandlungsgegenstand 

Fällt ein Verhandlungsgegenstand in den Geschäftsbe-
reich mehrerer Ausschüsse, so können diese gemein-
sam beraten, sofern die Kirchensynode den Verhand-
lungsgegenstand den beteiligten Ausschüssen überwie-
sen hat oder die oder der Präses zustimmt. Jeder Aus-
schuss kann die Vorsitzende oder den Vorsitzenden ei-
nes anderen Ausschusses bitten, eine Beauftragte oder 
einen Beauftragten an den Beratungen teilnehmen zu 
lassen, falls der Gegenstand der Beratung dies erfordert. 

§ 36 
Berichte der Ausschüsse  

Die Ausschüsse berichten jeweils zur Herbsttagung der 
Kirchensynode schriftlich über ihre Arbeit. Falls nötig 

kann zusätzlich auch zu einer anderen Tagung schriftlich 
Bericht erstattet werden. 

§ 37 
Allgemeine Bestimmungen 
für die Ausschusstätigkeit 

(1) Die Bestimmungen dieser Geschäftsordnung gelten 
für Ausschüsse sinngemäß. Eventuell abweichende Re-
gelungen für die Ausschussarbeit im Einzelnen, bedür-
fen der Zustimmung des Kirchensynodalvorstandes. 

(2) Sieht sich ein Ausschussmitglied nicht in der Lage, 
regelmäßig an den Ausschusssitzungen teilzunehmen 
und an der Arbeit des Ausschusses mitzuwirken, soll es 
seine Mitgliedschaft im Ausschuss zur Verfügung stel-
len. 

(3) Kommt ein Ausschussmitglied den Pflichten nachhal-
tig nicht nach, kann der Kirchensynodalvorstand das 
Mitglied aus dem Ausschuss ausschließen. 

VII. Jugenddelegierte 

§ 38 
Sitzungsteilnahme von Jugenddelegierten 

und Mitarbeit in den Ausschüssen 

(1) An den Tagungen der Synode können bis zu fünf Ju-
genddelegierte teilnehmen. Sie werden auf Vorschlag 
der Evangelischen Jugend in Hessen und Nassau e. V. 
vom Kirchensynodalvorstand bestimmt.  

(2) Jugenddelegierte können wie Synodale  

1.  in den Sitzungen der Synode das Wort erhalten und 
Anträge stellen, 

2.  an den Ausschüssen der Synode, den Benennungs-
ausschuss ausgenommen, teilnehmen und in den 
Sitzungen das Wort erhalten, 

3.  das Fragerecht gemäß § 27 ausüben. 

VIII. Das Synodalbüro 

§ 39 
Personelle Besetzung, 

Unterstellung unter die oder den Präses 

Die personelle Besetzung der Planstellen der Beamtin-
nen, Beamten und Angestellten des Synodalbüros ent-
scheidet der Kirchensynodalvorstand, die der Pfarrstelle 
der Theologischen Referentin bzw. des Theologischen 
Referenten die Kirchenleitung auf Vorschlag des Kir-
chensynodalvorstands. Die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter des Synodalbüros sind dienstrechtlich der oder 
dem Präses unterstellt. Im Übrigen gelten für das Perso-
nal in der Ausübung seines Dienstes die allgemeinen 
Vorschriften für die Angehörigen der Kirchenverwaltung. 

IX. Schlussbestimmungen 

§ 40 
Zweifel bei der Auslegung der Geschäftsordnung 

Über Zweifel bei der Auslegung der Geschäftsordnung 
entscheidet die Kirchensynode. Im Einzelfall sind Abwei-
chungen zulässig, wenn auf sie ausdrücklich hingewie-
sen wird und kein Mitglied der Synode widerspricht. 

§ 41 
Inkrafttreten und Außerkrafttreten 

Diese Geschäftsordnung tritt am 1. Juli 2014 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Geschäftsordnung vom 27. Mai 2010 
(ABl. 2010 S. 276) außer Kraft. 
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Geschäftsordnung vom 27. Mai 2010  Entwurf des Rechtsauschusses 

Die Kirchensynode der Evangelischen Kirche in 
Hessen und Nassau hat sich folgende Geschäfts-
ordnung gegeben:  

 

I. Die Eröffnung der Synode  I. Die Eröffnung der Kirchensynode 

§ 1.  
(1) Der Kirchensynodalvorstand bestimmt Ort 
und Zeit der Tagung und stellt die Tagesordnung 
fest.  

§ 1 Einladung und Tagesordnung 
(1) Der Kirchensynodalvorstand bestimmt Ort 
und Zeit der Tagung und stellt die Tagesordnung 
fest. 

(2) Die oder der Präses lädt die Synodalen ein 
und teilt hierbei die Tagesordnung mit. Die Ein-
ladung ist spätestens 6 Wochen vor Beginn der 
Tagung zur Post zu geben. In unaufschiebbaren 
Eilfällen kann die Frist bis zu einer Woche ab-
gekürzt werden.  

 

(3) Auf Antrag von mindestens 25 Synodalen 
muss ein Beratungspunkt auf die Tagesordnung 
gesetzt werden, wenn der Antrag spätestens drei 
Wochen vor Beginn der Tagung bei der oder 
dem Präses eingeht. Gleiches gilt für Gesetzes-
vorlagen, die aus der Mitte der Synode einge-
bracht werden. Bis zu diesem Zeitpunkt kann 
auch der Kirchensynodalvorstand die Tagesord-
nung ergänzen.  

(3) Auf Antrag von mindestens 25 Synodalen 
muss ein Beratungspunkt auf die Tagesordnung 
gesetzt werden, wenn der Antrag spätestens drei 
Wochen vor Beginn der Tagung beim Kirchen-
synodalvorstand eingeht. Gleiches gilt für Ge-
setzesvorlagen, die aus der Mitte der Synode 
eingebracht werden, sowie für Anträge durch die 
Dekanatssynoden. Auch der Kirchensynodalvor-
stand kann bis zu diesem Zeitpunkt die Tages-
ordnung ergänzen. 

 (4) Der Kirchensynodalvorstand kann offen-
sichtlich unzulässige Anträge zurückweisen. Un-
zulässig sind neben verfristeten Anträgen insbe-
sondere Anträge zur Verfahrensweise, Empfeh-
lungen zum Abstimmungsverhalten und bereits 
behandelte Anliegen. Die Zurückweisung ist dem 
Antragsteller mitzuteilen und kurz zu begründen.

Der Kirchensynodalvorstand kann inhaltlich zu-
sammenhängende Anträge zur Verhandlung 
verbinden. 

(4) Kann ein Antrag auf Ergänzung der Tages-
ordnung aus unvorhersehbaren Gründen nicht 
gestellt werden, so ist auf Antrag des Kirchen-
synodalvorstandes oder von mindestens 25 Sy-
nodalen dieser Beratungspunkt auf die Tages-
ordnung zu setzen, wenn die Synode zustimmt. 
Die Beratung und die Abstimmung über diesen 
Ergänzungsantrag sollen erst am folgenden Sit-
zungstag stattfinden.  

(5) Kann ein Antrag auf Ergänzung der Tages-
ordnung aus unvorhersehbaren Gründen nicht 
gestellt werden, so ist auf Vorschlag des Kir-
chensynodalvorstandes oder auf Antrag von 
mindestens 25 Synodalen dieser Beratungspunkt 
auf die Tagesordnung zu setzen, wenn die Syno-
de zustimmt. Die Beratung und die Abstimmung 
über diesen Ergänzungsantrag sollen erst am 
folgenden Sitzungstag stattfinden. 

(5) Ergibt sich aus den Berichten der Kirchenlei-
tung über die Ausführung von Synodalbeschlüs-
sen und über die Behandlung synodaler Anträge, 
die der Kirchenleitung überwiesen wurden, wei-

(6) Ergibt sich aus den Berichten der Kirchenlei-
tung über die Ausführung von Synodalbeschlüs-
sen und über die Behandlung synodaler Anträge, 
die der Kirchenleitung überwiesen wurden, wei-
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terer Beratungsbedarf und sollen weitergehende 
Anträge gestellt werden, ist ein Beratungspunkt 
auf Antrag von mindestens zehn Synodalen auf 
die Tagesordnung der nächsten Synodaltagung 
zu setzen.  

terer Beratungsbedarf und sollen weitergehende 
Anträge gestellt werden, ist ein Beratungspunkt 
auf Antrag von mindestens zehn Synodalen auf 
die Tagesordnung der nächsten Synodaltagung 
zu setzen. 

(6) Das für die Tagung der Kirchensynode er-
forderliche Material ist den Synodalen spätes-
tens drei Wochen vor der Tagung zuzusenden. 
Eine etwaige Ergänzung der Tagesordnung und 
das dazugehörige Material sollen spätestens eine 
Woche vor Beginn der Tagung den Synodalen 
zugehen. Werden diese Fristen nicht eingehal-
ten, so ist auf Antrag, der von mindestens 25 
Synodalen zu unterstützen ist, der betreffende 
Punkt von der Tagesordnung abzusetzen.  

(7) Das für die Tagung der Kirchensynode er-
forderliche Material ist spätestens drei Wochen 
vor der Tagung zur Post zu geben. Eine etwaige 
Ergänzung der Tagesordnung und das dazugehö-
rige Material sind spätestens zehn Tage vor Be-
ginn der Tagung zur Post zu geben. Werden die-
se Fristen nicht eingehalten, so ist auf Antrag, 
der von mindestens 25 Synodalen zu unterstüt-
zen ist, der betreffende Punkt von der Tagesord-
nung abzusetzen.  

 (8) Auf Wunsch eines oder einer Synodalen ist 
die elektronische Bereitstellung der Einladungen 
und der Tagungsunterlagen für ihn oder sie aus-
reichend. 

(7) Die erste Tagung einer Kirchensynode nach 
ihrer Wahl bereitet der Kirchensynodalvorstand 
der vorangegangenen Kirchensynode vor.  

(9) Die erste Tagung einer Kirchensynode nach 
ihrer Wahl bereitet der Kirchensynodalvorstand 
der vorangegangenen Kirchensynode vor. 

§ 2.  
(1) Während jeder Tagung wird ein Gottesdienst 
gefeiert; jeder Sitzungstag wird mit einer An-
dacht begonnen und Andacht beschlossen.  

ist jetzt § 10 

 
(2) Das lebensälteste gewählte Mitglied aus dem 
Pfarrdienst leitet als Alterspräses bis zur Wahl 
der oder des Präses die Synode und nimmt auch 
die in Artikel 35 der Kirchenordnung vorge-
schriebene Verpflichtung vor. Später eintretende 
Synodale werden durch die oder den Präses ver-
pflichtet.  

§ 2 Leitung bis zur Wahl der oder des Präses 
Das lebensälteste gewählte Mitglied aus dem 
Pfarrdienst leitet als Alterspräses bis zur Wahl 
der oder des Präses die Synode und nimmt auch 
die in Artikel 35 der Kirchenordnung vorge-
schriebene Verpflichtung vor. Später eintretende 
Synodale werden durch die oder den Präses ver-
pflichtet. 

II. Die Synodalen   

§ 3.  
(1) Die zu der ersten Tagung eingeladenen Sy-
nodalen, deren Anwesenheit festgestellt ist, gel-
ten als vorläufig legitimiert.  

§ 3 Legitimation der Synodalen 
(1) Die zu der ersten Tagung eingeladenen Sy-
nodalen, deren Anwesenheit festgestellt ist, gel-
ten als vorläufig legitimiert.  

(2) Die Kirchenleitung berichtet der Kirchensy-
node über das Ergebnis der Vorprüfung der 
Wahlen zur Kirchensynode. Soweit keine Ein-
sprüche gegen die Wahlen vorliegen, stellt die 
Kirchensynode die Legitimation der Synodalen 
und ihrer Stellvertreterinnen und Stellvertreter 
fest. 

 

(3) Liegen unerledigte Einsprüche oder Anfech-
tungen vor, so bestellt die Kirchensynode einen 
Wahlprüfungsausschuss. In diesen Fällen be-
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schließt die Kirchensynode nach dem Bericht 
dieses Ausschusses über die Gültigkeit der Wah-
len.  
§ 4.  
 
(1) Die Synodalen sind verpflichtet, an den Ta-
gungen der Kirchensynode teilzunehmen und an 
ihren Arbeiten mitzuwirken.  

§ 4 Teilnahme der Synodalen an den Tagun-
gen 
(1) Die Synodalen sind verpflichtet, an den Ta-
gungen der Kirchensynode teilzunehmen und an 
ihren Arbeiten mitzuwirken.  

(2) Ist ein Mitglied der Synode verhindert, an 
einer Tagung teilzunehmen, so zeigt es dies un-
verzüglich dem Synodalbüro an. An die Stelle 
des verhinderten Mitgliedes tritt seine Stellver-
treterin oder sein Stellvertreter. Bei einer Ver-
hinderung von bis zu zwei Tagen wird ein stell-
vertretendes Mitglied nicht eingeladen.  

 

(3) Während der Tagung bedürfen Synodale, die 
an der Teilnahme einer Sitzung verhindert sind, 
der Beurlaubung durch die oder den Präses. Eine 
Vertretung ist ausgeschlossen.  

(3) Während der Tagung müssen Synodale, die 
an der Teilnahme einer Sitzung verhindert sind, 
dies persönlich dem oder der Präses mitteilen. 
Eine Vertretung ist ausgeschlossen. 

§ 5.  
 
(1) Wer an dem Gegenstand einer Beschlussfas-
sung persönlich beteiligt ist, hat sich vor der Be-
ratung und Beschlussfassung zu entfernen. Auf 
Verlangen ist das Mitglied vorher zu hören.  

§ 5 Persönliche Beteiligung am Gegenstand 
der Beschlussfassung 
(1) Wer an dem Gegenstand einer Beschlussfas-
sung persönlich beteiligt ist, hat sich vor der Be-
ratung und Beschlussfassung zu entfernen. Auf 
Verlangen ist das Mitglied vorher zu hören.  

(2) Wer für eine Wahl vorgeschlagen wird, darf 
bei der Beratung nicht anwesend sein; vor Ein-
tritt in die Beratung ist den Vorgeschlagenen auf 
ihr Verlangen das Wort zu erteilen. An der 
Wahlhandlung nehmen die Vorgeschlagenen 
teil.  

Ist zu streichen. 

III. Der Kirchensynodalvorstand   

§ 6.  
(1) Unter Leitung der oder des Alterspräses (§ 2 
Absatz 2 Satz 1) hat die Kirchensynode zu Be-
ginn ihrer ersten Tagung nach Bildung des Be-
nennungsausschusses (§ 28 Absatz 2) aus ihrer 
Mitte die oder den Präses schriftlich zu wählen. 
Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abgege-
benen Stimmen auf sich vereinigt. Stimmenthal-
tungen und ungültige Stimmen werden den ab-
gegebenen Stimmen zugerechnet.  

§ 6 Wahl der oder des Präses 
(1) Unter Leitung der oder des Alterspräses (§ 2 
Satz 1) hat die Kirchensynode zu Beginn ihrer 
ersten Tagung nach Bildung des Benennungs-
ausschusses (§ 31 Absatz 2) aus ihrer Mitte die 
oder den Präses schriftlich zu wählen. Gewählt 
ist, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen 
Stimmen auf sich vereinigt. Stimmenthaltungen 
und ungültige Stimmen werden den abgegebe-
nen Stimmen zugerechnet.  

(2) Wird diese Mehrheit auch beim zweiten 
Wahlgang nicht erreicht, so ist gewählt, wer im 
dritten Wahlgang die meisten Stimmen erhält. 
Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los, das 
die oder der Alterspräses zieht. 

 

§ 7.  
 
Nach der Wahl der oder des Präses erfolgt in 

§ 7 Wahl der übrigen Mitglieder des Kirchen-
synodalvorstands  
Nach der Wahl der oder des Präses erfolgt in ge-
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zwei getrennten Wahlhandlungen die Wahl der 
oder des stellvertretenden Präses und der übri-
gen Mitglieder des Kirchensynodalvorstandes. 
Für diese Wahlen findet § 6 entsprechende An-
wendung.  

trennten Wahlhandlungen die Wahl der oder des 
stellvertretenden Präses und der übrigen Mit-
glieder des Kirchensynodalvorstandes. Für diese 
Wahlen findet § 6 entsprechende Anwendung. 

§ 8.  
 
(1) Die oder der Präses führt den Vorsitz im 
Kirchensynodalvorstand. Für den Kirchensyno-
dalvorstand erledigt sie oder er den Schriftwech-
sel, fertigt die Beschlüsse der Kirchensynode, 
insbesondere der Kirchengesetze aus, und veran-
lasst ihre Verkündung.  

§ 8 Aufgaben der oder des Präses und des Kir-
chensynodalvorstands 
(1) Die oder der Präses führt den Vorsitz im 
Kirchensynodalvorstand. Für den Kirchensyno-
dalvorstand erledigt sie oder er den Schriftwech-
sel, fertigt die Beschlüsse der Kirchensynode, 
insbesondere der Kirchengesetze aus, und veran-
lasst ihre Verkündung.  

(2) Der Kirchensynodalvorstand unterstützt 
die/den Präses in der Führung der Geschäfte. 
Sind Präses und Stellvertreterin oder Stellvertre-
ter verhindert, treten an deren Stelle die übrigen 
Mitglieder des Kirchensynodalvorstandes dem 
Lebensalter nach.  

(2) Der Kirchensynodalvorstand unterstützt die 
oder den Präses in der Führung der Geschäfte. 
Sind Präses und Stellvertreterin oder Stellvertre-
ter verhindert, treten an deren Stelle die übrigen 
Mitglieder des Kirchensynodalvorstandes dem 
Lebensalter nach. 

§ 9.  
(1) Ein Ältestenrat unterstützt den Kirchensyno-
dalvorstand bei der Vorbereitung und Leitung 
der Tagungen der Kirchensynode.  

§ 9 Ältestenrat 
(1) Ein Ältestenrat unterstützt den Kirchensyno-
dalvorstand bei der Vorbereitung und Leitung 
der Tagungen der Kirchensynode.  

(2) Der Ältestenrat besteht aus den Mitgliedern 
des Kirchensynodalvorstandes, den Vorsitzen-
den der Synodalausschüsse und den Sprecherin-
nen und Sprechern der synodalen Propsteigrup-
pen.  

(2) Der Ältestenrat besteht aus den Mitgliedern 
des Kirchensynodalvorstandes, den Vorsitzen-
den der Synodalausschüsse und den Sprecherin-
nen und Sprechern der synodalen Propsteigrup-
pen. Im Fall der Verhinderung findet Vertretung 
durch die Stellvertretung der Vorsitzenden der 
Synodalausschüsse oder Stellvertretung der 
Sprecherinnen und Sprecher der synodalen 
Propsteigruppen statt. 

(3) Die oder der Präses beruft den Ältestenrat 
ein und leitet ihn.  

 

(4) Bei der Vorbereitung der ersten Tagung ei-
ner Kirchensynode nach ihrer Wahl steht dem 
Kirchensynodalvorstand der vorangegangenen 
Kirchensynode ein vorläufiger Ältestenrat zur 
Seite. Diesem gehören neben den Mitgliedern 
des bisherigen Kirchensynodalvorstandes die in 
die neue Kirchensynode wiedergewählten Mit-
glieder des früheren Ältestenrates sowie die neu 
gewählten Sprecherinnen und Sprecher der sy-
nodalen Propsteigruppen an. Hinzu tritt die oder 
der Alterspräses (§ 2 Absatz 2 Satz 1) der neu 
gewählten Kirchensynode.  

(4) Bei der Vorbereitung der ersten Tagung ei-
ner Kirchensynode nach ihrer Wahl steht dem 
Kirchensynodalvorstand der vorangegangenen 
Kirchensynode ein vorläufiger Ältestenrat zur 
Seite. Diesem gehören neben den Mitgliedern 
des bisherigen Kirchensynodalvorstandes die in 
die neue Kirchensynode gewählten Vorsitzenden 
von Ausschüssen der vorangegangenen Synoden 
sowie die neu gewählten Sprecherinnen und 
Sprecher der synodalen Propsteigruppen an. 
Sind letztere noch nicht neu gewählt, treten an 
ihre Stelle die wieder in die Synode gewählten 
bisherigen Sprecherinnen und Sprecher. Absatz 
2 Satz 2 gilt entsprechend. Hinzu tritt die oder 
der Alterspräses (§ 2 Satz 1) der neu gewählten 
Kirchensynode. 
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IV. Die Synodalverhandlung   

 § 10 Gottesdienst und Andacht 
(1) Während jeder Tagung wird ein Gottesdienst 
gefeiert; jeder Sitzungstag wird mit einer An-
dacht begonnen und einem Gebet beschlossen. 

§ 10.  
Die Verhandlungen der Kirchensynode sind öf-
fentlich. Die Öffentlichkeit kann auf Antrag der 
Kirchenleitung, des Kirchensynodalvorstandes 
oder von 25 Synodalen durch Beschluss der Kir-
chensynode ausgeschlossen werden. Verhand-
lungen über den Antrag sind nicht öffentlich.  

§ 11 Öffentlichkeit  
Die Verhandlungen der Kirchensynode sind öf-
fentlich. Ton- und Videoaufnahmen sind mit Zu-
stimmung des Kirchensynodalvorstandes mög-
lich.  

 (2) Die Öffentlichkeit kann auf Antrag der Kir-
chenleitung, des Kirchensynodalvorstandes oder 
von 25 Synodalen durch Beschluss der Kirchen-
synode ausgeschlossen werden. Verhandlungen 
über den Antrag sind nicht öffentlich. Bei nicht-
öffentlicher Verhandlung besteht hinsichtlich 
des Gangs der Beratung Verschwiegenheits-
pflicht. 

§ 11.  
(1) Die oder der Präses leitet die Verhandlungen 
der Kirchensynode. Sie oder er kann im Einver-
nehmen mit der Stellvertreterin oder dem Stell-
vertreter die Leitung der Verhandlung auf ein 
anderes Mitglied des Kirchensynodalvorstandes 
übertragen.  

§ 12 Verhandlungsleitung, Beschlussfähigkeit 
(1) Die oder der Präses leitet die Verhandlungen 
der Kirchensynode. Sie oder er kann im Einver-
nehmen mit der Stellvertreterin oder dem Stell-
vertreter die Leitung der Verhandlung auf ein 
anderes Mitglied des Kirchensynodalvorstandes 
übertragen.  

(2) Zu Beginn einer jeden Tagung lässt die oder 
der Präses die Beschlussfähigkeit der Kirchen-
synode nach Artikel 37 Absatz 2 der Kirchen-
ordnung feststellen. Wird später die Beschluss-
fähigkeit angezweifelt, so ist durch Auszählung 
festzustellen, ob die Kirchensynode beschluss-
fähig ist. Ergibt sich die Beschlussunfähigkeit 
bei einer Abstimmung oder Wahl, so wird in ei-
ner der nächsten Sitzungen die Abstimmung o-
der Wahl wiederholt.  

Zu Beginn einer jeden Tagung lässt die oder der 
Präses die Beschlussfähigkeit der Kirchensyno-
de nach Artikel 37 Absatz 2 der Kirchenordnung 
feststellen. Wird später die Beschlussfähigkeit 
angezweifelt, so ist durch Auszählung festzustel-
len, ob die Kirchensynode beschlussfähig ist. Ist 
bei einer Abstimmung oder Wahl die Beschluss-
unfähigkeit nach der Zahl der abgegebenen 
Stimmen zu vermuten, ist auf Antrag die Be-
schlussfähigkeit zu überprüfen. Ergibt sich dar-
aus die Beschlussfähigkeit, so ist die Abstim-
mung oder Wahl in derselben Sitzung zu wie-
derholen. Wird ein Antrag auf Überprüfung der 
Beschlussfähigkeit nicht gestellt oder ergibt sich 
aus der Überprüfung die Beschlussunfähigkeit, 
wird die Abstimmung oder Wahl in einer der 
nächsten Sitzungen wiederholt. 

(3) Auf die Wirksamkeit vorher gefasster Be-
schlüsse ist die später festgestellte Beschlussun-
fähigkeit ohne Einfluss.  

 

§ 12.  
 
(1) Die Aufrechterhaltung der Ordnung in den 

§ 13 Aufrechterhaltung der Ordnung in den 
Sitzungen 
(1) Die Aufrechterhaltung der Ordnung in den 
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Sitzungen ist Sache der oder des Präses. Sie oder 
er kann Synodale zur Ordnung rufen. Bleibt ein 
Ordnungsruf ohne Erfolg, so kann die oder der 
Präses die Sitzung unterbrechen, bis zwischen 
dem Kirchensynodalvorstand und der oder dem 
Synodalen ein Gespräch stattgefunden hat.  

Sitzungen ist Sache der oder des Präses. Sie oder 
er kann Synodale zur Ordnung rufen. Bleibt ein 
Ordnungsruf ohne Erfolg, so kann die oder der 
Präses die Sitzung unterbrechen, bis zwischen 
dem Kirchensynodalvorstand und der oder dem 
Synodalen ein Gespräch stattgefunden hat.  

(2) Gegen den Ordnungsruf kann die oder der 
Synodale die Kirchensynode anrufen, die durch 
Beschluss ohne Aussprache endgültig entschei-
det.  

 

§ 13.  
(1) Die oder der Präses erteilt das Wort in der 
Reihenfolge der schriftlich eingegangenen 
Wortmeldungen. Aus Gründen der Zweckmä-
ßigkeit kann sie oder er in der Reihenfolge Än-
derungen eintreten lassen.  

§ 14 Erteilung des Worts, Redezeit 
(1) Die oder der Präses erteilt das Wort in der 
Reihenfolge der schriftlich eingegangenen 
Wortmeldungen. Aus Gründen der Zweckmä-
ßigkeit kann sie oder er in der Reihenfolge Än-
derungen eintreten lassen.  

(2) Der Kirchenpräsidentin oder dem Kirchen-
präsidenten und der Stellvertreterin oder dem 
Stellvertreter soll, den übrigen Mitgliedern der 
Kirchenleitung kann auf Verlangen jederzeit das 
Wort erteilt werden. Den in Artikel 33 Absatz 7 
der Kirchenordnung genannten Mitgliedern der 
Kirchenverwaltung oder der gesamtkirchlichen 
Einrichtungen kann auch außerhalb der Reihen-
folge zu Auskünften über ihre Arbeitsgebiete 
das Wort erteilt werden.  

(2) Der Kirchenpräsidentin oder dem Kirchen-
präsidenten und der Stellvertreterin oder dem 
Stellvertreter soll, den übrigen Mitgliedern der 
Kirchenleitung kann auf Verlangen jederzeit das 
Wort erteilt werden. Den in Artikel 33 Absatz 7 
der Kirchenordnung genannten Mitgliedern der 
Kirchenverwaltung oder der gesamtkirchlichen 
Einrichtungen kann auch außerhalb der Reihen-
folge zu Auskünften über ihre Arbeitsgebiete 
das Wort erteilt werden.  

(3) Zu Berichtigungen tatsächlicher Art und zu 
persönlichen Erklärungen kann die oder der Prä-
ses auch außer der Reihe das Wort erteilen.  

 

(4) Zu Anträgen zur Geschäftsordnung soll je-
derzeit das Wort erteilt werden. Hierdurch darf 
jedoch keine Rede unterbrochen werden. Ein 
Geschäftsordnungsantrag und seine Ablehnung 
können von je einem Mitglied der Synode in 
höchstens drei Minuten begründet werden.  

 

(5) Vor Schluss einer Aussprache ist der Be-
richterstatterin oder dem Berichterstatter auf 
Wunsch das Wort noch einmal zu erteilen, und 
zwar ohne Beschränkung der Redezeit. Dasselbe 
gilt für das Mitglied der Synode, das den Antrag 
gestellt hat, wenn dieser Antrag vorher nicht in 
einem Ausschuss behandelt wurde.  

 

(6) Die Redezeit bei einer Aussprache beträgt in 
der Regel höchstens fünf Minuten. Die Kirchen-
synode kann Abweichungen zulassen.  

 

(7) Die Synodalen haben sich an den Gegen-
stand der Verhandlung zu halten. Weicht jemand 
davon ab und wiederholt sich, so kann die oder 
der Präses zur Sache rufen. Wird diese Auffor-
derung nicht beachtet, so kann die oder der Prä-

(7) Die Synodalen haben sich an den Gegen-
stand der Verhandlung zu halten. Weicht jemand 
davon ab oder wiederholt sich, so kann die oder 
der Präses zur Sache rufen. Wird diese Auffor-
derung nicht beachtet, so kann die oder der Prä-
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ses das Wort entziehen.  ses das Wort entziehen. 
(8) Die Aussprache kann erst geschlossen wer-
den, wenn keine Wortmeldungen mehr vorlie-
gen. Die Kirchensynode kann durch Beschluss 
die Redezeit beschränken oder keine weiteren 
Wortmeldungen mehr zulassen.  
Wer bereits zu dem Beratungspunkt gesprochen 
hat, kann nicht beantragen, dass die Redezeit be-
schränkt wird oder keine weiteren Wortmeldun-
gen zu diesem Punkt zugelassen werden. An ei-
ne Beschränkung der Redezeit sind alle Synoda-
len gebunden. Bei Auskunftserteilungen kann 
die beschlossene Redezeit ausnahmsweise über-
schritten werden, wenn die oder der Präses eine 
Verlängerung für erforderlich hält.  
Nach dem Beschluss, keine Wortmeldungen 
mehr zuzulassen, können Anträge zur Sache 
nicht mehr gestellt werden. Bereits beim Kir-
chensynodalvorstand vorliegende Anträge sind 
vor der Abstimmung über diesen Geschäftsord-
nungsantrag bekannt zu geben. Wird ein Antrag 
zurückgenommen, so hat die oder der Präses 
dies sofort bekannt zu geben. Jedes Mitglied der 
Synode hat die Möglichkeit, sich diesen Antrag 
zu eigen zu machen. 

(8) Die Aussprache kann erst geschlossen wer-
den, wenn keine Wortmeldungen mehr vorlie-
gen. Die Kirchensynode kann durch Beschluss 
die Redezeit beschränken oder keine weiteren 
Wortmeldungen mehr zulassen.  
Wer bereits zu dem Beratungspunkt gesprochen 
hat, kann nicht beantragen, dass die Redezeit be-
schränkt wird oder keine weiteren Wortmeldun-
gen zu diesem Punkt zugelassen werden. An ei-
ne Beschränkung der Redezeit sind alle Synoda-
len gebunden. Bei Auskunftserteilungen kann 
die beschlossene Redezeit ausnahmsweise über-
schritten werden, wenn die oder der Präses eine 
Verlängerung für erforderlich hält.  
Nach dem Beschluss, keine Wortmeldungen 
mehr zuzulassen, können Anträge zur Sache nur 
noch von den Synodalen gestellt werden, die 
sich auf der Redeliste befinden. Bereits beim 
Kirchensynodalvorstand vorliegende Anträge 
sind vor der Abstimmung über diesen Ge-
schäftsordnungsantrag bekannt zu geben. Wird 
ein Antrag zurückgenommen, so hat die oder der 
Präses dies sofort bekannt zu geben. Jedes Mit-
glied der Synode hat die Möglichkeit, sich die-
sen Antrag zu eigen zu machen. 
Ergibt sich aus nach Schluss der Redeliste ein-
gebrachten Anträgen weiterer Beratungsbedarf, 
kann die Kirchensynode auf Antrag beschließen, 
die Redeliste wieder zu eröffnen. 

(9) Wenn die oder der Präses sich an der Bera-
tung beteiligt, muss sie oder er den Vorsitz wäh-
rend der Beratungsdauer des betreffenden Ver-
handlungsgegenstandes abgeben.  

 

§ 14.  
(1) Anträge sind schriftlich bei der oder dem 
Präses einzureichen. Auf Verlangen von mindes-
tens 25 Synodalen sind der Schluss der Ausspra-
che und die Abstimmung über Entschließungs-
anträge frühestens am Tag nach ihrer Einbrin-
gung zulässig.  

§ 15 Einreichung von Anträgen 
(1) Anträge sind schriftlich bei der oder dem 
Präses einzureichen. Auf Verlangen von mindes-
tens 25 Synodalen sind der Schluss der Ausspra-
che und die Abstimmung über Entschließungs-
anträge frühestens am Tag nach ihrer Einbrin-
gung zulässig.  

(2) Dies gilt nicht für Anträge zur Geschäftsord-
nung.  

 

(3) Anträge, deren Annahme eine Erhöhung der 
Ausgaben zur Folge haben würde, sind nur zu-
lässig, wenn ein Deckungsvorschlag gemacht 
wird. Soll die Deckung aus Rücklagen erfolgen, 
so ist der Antrag nur zulässig, wenn er von min-
destens 25 Synodalen unterstützt wird. 

(3) Anträge außerhalb der Haushaltsberatung, 
deren Annahme eine Erhöhung der Ausgaben im 
laufenden Haushaltsjahr zur Folge haben wür-
de, sind nur zulässig, wenn ein Finanzierungs-
vorschlag gemacht wird. Soll die Deckung aus 
Rücklagen erfolgen, so ist der Antrag nur zuläs-
sig, wenn er von mindestens 25 Synodalen un-
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terstützt wird. 

§ 15.  
 
Die oder der Präses spricht den Schluss der Be-
ratung eines Verhandlungsgegenstandes aus, 
nachdem die Aussprache hierzu beendet ist.  

§ 16 Schluss der Beratung eines Verhand-
lungsgegenstandes  
Die oder der Präses spricht den Schluss der Be-
ratung eines Verhandlungsgegenstandes aus, 
nachdem die Aussprache hierzu beendet ist.  

§ 16.  
 
(1) Wenn mindestens 25 Synodale es beantra-
gen, kann die Kirchensynode die Anhörung von 
Personen, denen nach Artikel 33 der Kirchen-
ordnung das Wort nicht erteilt werden kann, zu 
bestimmten Tagesordnungspunkten beschließen. 
Dabei ist den verschiedenen Ansichten Rech-
nung zu tragen.  

§ 17 Anhörung von Personen, die nicht der 
Kirchensynode angehören 
(1) Wenn mindestens 25 Synodale es beantra-
gen, kann die Kirchensynode die Anhörung von 
Personen, die nicht der Kirchensynode angehö-
ren, beschließen. Dabei ist den verschiedenen 
Ansichten Rechnung zu tragen. 

(2) Diese Anhörung ist ein besonderer Teil der 
Synodalverhandlung. Eine Aussprache findet 
nicht statt. Fragen zu dem betreffenden Gegen-
stand können gestellt werden. Anträge zur Sache 
sind während der Anhörung nicht zugelassen.  

 

§ 17.  
 
Gesetzesvorlagen, die aus der Mitte der Kir-
chensynode eingebracht werden, müssen von 
mindestens zehn Synodalen unterzeichnet sein.  

§ 18 Gesetzesvorlagen aus der Mitte der Kir-
chensynode 
Gesetzesvorlagen, die aus der Mitte der Kir-
chensynode eingebracht werden, müssen von 
mindestens zehn Synodalen unterzeichnet sein.  

§ 18.  
(1) Die erste Lesung einer Gesetzesvorlage dient 
der allgemeinen Aussprache. Anträge können 
gestellt werden. Eine Abstimmung zur Sache 
findet nicht statt.  

§ 19 Lesungen der Gesetzesvorlagen 
(1) Die erste Lesung einer Gesetzesvorlage dient 
der allgemeinen Aussprache. Anträge können 
gestellt werden. Eine Abstimmung zur Sache 
findet nicht statt.  

(2) In der zweiten Lesung wird über die einzel-
nen Bestimmungen beraten und durch Abstim-
mung beschlossen. Bei Gesetzen, durch die die 
Kirchenordnung geändert oder ergänzt wird, ist 
die in Artikel 39 Absatz 2 der Kirchenordnung 
vorgeschriebene Mehrheit erforderlich.  

 

(3) In der dritten Lesung wird über die Geset-
zesvorlage in der Fassung, die sie in der zweiten 
Lesung erhalten hat, abschließend beraten und 
endgültig beschlossen. Für die dritte Lesung 
sind Anträge auf sachliche Änderung zulässig, 
wenn sie vor der Lesung der oder dem Präses 
schriftlich übergeben worden sind. Auf Antrag 
eines oder mehrerer Synodalen darf die dritte 
Lesung frühestens 15 Minuten nach Ende der 
zweiten Lesung beginnen.  

 

(4) Vor Eintritt in die zweite Lesung kann die 
Kirchensynode beschließen, die zweite und drit-
te Lesung zusammenzufassen, wenn keine Än-
derungsanträge gestellt sind. Erstrebt eine Ge-
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setzesvorlage eine Änderung oder Ergänzung 
der Kirchenordnung, so ist in der zweiten und 
dritten Lesung über die Teile der Vorlage ge-
trennt abzustimmen, bei denen ein Mitglied der 
Synode es beantragt.  
 (5) Es finden regelmäßig nicht alle Lesungen in 

einer Synodaltagung statt. Dies gilt nicht für die 
Lesung zum Haushaltsplan. Über Ausnahmen 
entscheidet die Synode. 

(5) Die Kirchensynode kann jederzeit Gesetzes-
vorlagen zur weiteren Vorbereitung den zustän-
digen Ausschüssen überweisen. Bei nicht ver-
sammelter Kirchensynode steht dem Kirchensy-
nodalvorstand die gleiche Befugnis zu.  

(6) Die Kirchensynode kann jederzeit Gesetzes-
vorlagen zur weiteren Vorbereitung den zustän-
digen Ausschüssen überweisen. Bei nicht ver-
sammelter Kirchensynode steht dem Kirchensy-
nodalvorstand die gleiche Befugnis zu. 

§ 19.  
(1) Die erste Lesung des Kirchenhaushaltes 
dient der allgemeinen Aussprache. Anträge kön-
nen gestellt werden. Eine Abstimmung zur Sa-
che findet nicht statt.  

§ 20 Lesungen des Haushaltsplans 
(1) Die erste Lesung des Haushaltsplans dient 
der allgemeinen Aussprache. Anträge können 
gestellt werden. Anträge, deren Annahme eine 
Erhöhung der Ausgaben zur Folge haben würde, 
sind nur zulässig, wenn ein Deckungsvorschlag 
gemacht wird. Eine Abstimmung zur Sache fin-
det nicht statt. 

(2) Die zweite Lesung des Kirchenhaushaltes 
wird vom Finanzausschuss vorbereitet. Die An-
träge sowie die Stellungnahme des Finanzaus-
schusses sind den Synodalen vor Beginn der 
zweiten Lesung schriftlich vorzulegen. In der 
zweiten Lesung werden zuerst der Stellenplan, 
sodann die Budgetbereiche und die Anlagen 
zum Haushaltsplan beraten und durch Abstim-
mung beschlossen. Anträge können nur noch bis 
zu den jeweiligen Einzelabstimmungen gestellt 
werden. Betreffen sie mehrere Budgetbereiche 
oder Einzelbestimmungen, so sind sie vorweg zu 
behandeln. Würde ihre Annahme eine Erhöhung 
der Ausgaben zur Folge haben, ist der Finanz-
ausschuss dazu zu hören. Danach werden die 
einzelnen Bestimmungen des Haushaltsfeststel-
lungsgesetzes beraten und beschlossen.  

(2) Die zweite Lesung des Haushaltsplans wird 
vom Finanzausschuss vorbereitet. Die Anträge 
sowie die Stellungnahme des Finanzausschusses 
sind den Synodalen vor Beginn der zweiten Le-
sung schriftlich vorzulegen. In der zweiten Le-
sung werden zuerst der Stellenplan, sodann die 
Budgetbereiche und die Anlagen zum Haus-
haltsplan beraten und durch Abstimmung be-
schlossen. Anträge können nur noch bis zu den 
jeweiligen Einzelabstimmungen gestellt werden. 
Betreffen sie mehrere Budgetbereiche oder Ein-
zelbestimmungen, so sind sie vorweg zu behan-
deln. Würde ihre Annahme eine Erhöhung der 
Ausgaben zur Folge haben, ist der Finanzaus-
schuss dazu zu hören. Danach werden die ein-
zelnen Bestimmungen des Haushaltsfeststel-
lungsgesetzes beraten und beschlossen. 

(3) In der dritten Lesung wird über den Kirchen-
haushalt in der Fassung, die er in der zweiten 
Lesung erhalten hat, abschließend beraten und 
endgültig beschlossen. In der dritten Lesung 
dürfen Anträge nur noch zu in der zweiten Le-
sung beschlossenen Änderungen gestellt wer-
den. Sie sind vor der dritten Lesung der oder 
dem Präses schriftlich zu übergeben. Würde ihre 
Annahme eine Erhöhung der Ausgaben zur Fol-
ge haben, ist der Finanzausschuss dazu zu hören. 

(3) In der dritten Lesung wird über den Haus-
haltsplan in der Fassung, die er in der zweiten 
Lesung erhalten hat, abschließend beraten und 
endgültig beschlossen. In der dritten Lesung 
dürfen Anträge nur noch zu in der zweiten Le-
sung beschlossenen Änderungen gestellt wer-
den. Sie sind vor der dritten Lesung der oder 
dem Präses schriftlich zu übergeben. Würde ihre 
Annahme eine Erhöhung der Ausgaben zur Fol-
ge haben, ist der Finanzausschuss dazu zu hören. 

(4) In allen Fällen, in denen auch der Finanzaus- (4) In allen Fällen, in denen auch der Finanzaus-
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schuss eine Änderung des Kirchenhaushaltes 
vorschlägt, wird über seinen schriftlich vorzule-
genden Beschlussvorschlag zuerst abgestimmt. 
Über aufrechterhaltene weitergehende Anträge 
wird anschließend abgestimmt.  

schuss eine Änderung des Haushaltsplans vor-
schlägt, wird über seinen schriftlich vorzulegen-
den Beschlussvorschlag zuerst abgestimmt. 
Über aufrechterhaltene weitergehende Anträge 
wird anschließend abgestimmt. 

(5) Über sonstige Anträge, insbesondere wenn 
sie Auffassungen und Wünsche der Kirchensy-
node zum Kirchenhaushalt zum Ausdruck brin-
gen (Entschließungsanträge) wird erst nach der 
Schlussabstimmung über den Kirchenhaushalt 
beraten und beschlossen.  

(5) Über sonstige Anträge, insbesondere wenn 
sie Auffassungen und Wünsche der Kirchensy-
node zum Haushaltsplan zum Ausdruck bringen 
(Entschließungsanträge) wird erst nach der 
Schlussabstimmung über den Haushaltsplan be-
raten und beschlossen. 

§ 20.  
 
(1) Jede Frage zu einem Gegenstand, über den 
abgestimmt werden soll, ist von der oder dem 
Präses so zu fassen, dass darüber mit ja oder 
nein abgestimmt werden kann. Sind mehrere 
Fragen zu stellen, so kündigt die oder der Präses 
die Reihenfolge vor der Abstimmung an.  

§ 21 Fassung der Fragen zu Abstimmungen 
und Reihenfolge der Abstimmungen 
(1) Jede Frage zu einem Gegenstand, über den 
abgestimmt werden soll, ist von der oder dem 
Präses so zu fassen, dass darüber mit ja oder 
nein abgestimmt werden kann. Sind mehrere 
Fragen zu stellen, so kündigt die oder der Präses 
die Reihenfolge vor der Abstimmung an.  

(2) Bei Abänderungsanträgen wird über den 
weitergehenden Antrag zuerst abgestimmt. Sind 
Anträge auf Änderung eines Hauptantrages an-
genommen, so wird der Hauptantrag mit diesen 
Änderungen abgestimmt. 

 

§ 21.  
Bei Abstimmungen entscheidet die Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen, soweit nicht die Kir-
chenordnung etwas anderes bestimmt. Stimm-
enthaltungen und ungültige Stimmen bleiben 
unberücksichtigt. 

§ 22 Mehrheit bei Abstimmungen 
Bei Abstimmungen entscheidet die Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen, soweit nicht die Kir-
chenordnung etwas anderes bestimmt. Stimm-
enthaltungen und ungültige Stimmen bleiben 
unberücksichtigt. 

§ 22.  
 
(1) Die Abstimmungen erfolgen durch Handauf-
heben, sofern nicht mindestens 25 Synodale ei-
nen Antrag auf schriftliche Abstimmung unter-
stützen.  

§ 23 Form der Abstimmungen, Überweisung 
an Ausschuss 
(1) Die Abstimmungen erfolgen durch Handauf-
heben, sofern nicht mindestens 25 Synodale ei-
nen Antrag auf schriftliche Abstimmung unter-
stützen.  

(2) Wenn mindestens 25 Synodale es beantra-
gen, ist ein Gegenstand, der noch nicht in einem 
Ausschuss beraten worden ist, an den zuständi-
gen oder einen zu bildenden Ausschuss zu 
überweisen.  

 

(3) Wenn Zweifel über das Ergebnis bestehen, 
wird die Abstimmung wiederholt. Die oder der 
Präses kann die Wiederholung der Abstimmung 
schriftlich durchführen lassen. Daneben bleibt 
ein Antrag nach Absatz 1 unberührt.  

 

§ 23.  
(1) Bei Wahlen stellen sich die Kandidatinnen 
und Kandidaten der Synode vor und stehen für 
Fragen zur Verfügung. Die Synode kann auf 

§ 24 Wahlen und Berufungen 
(1) Bei Wahlen stellen sich die Kandidatinnen 
und Kandidaten der Synode vor und stehen für 
Fragen zur Verfügung. Die Synode kann auf 
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Vorstellung und Personalbefragung verzichten, 
wenn nicht mindestens 25 Synodale widerspre-
chen.  

Vorstellung und Personalbefragung verzichten, 
wenn nicht mindestens 25 Synodale widerspre-
chen.  

(2) Auf Antrag findet eine Personaldebatte in 
nicht öffentlicher Sitzung statt.  

(2) Auf Antrag mindestens einer oder eines Sy-
nodalen findet eine Personaldebatte statt, an der 
ausschließlich gewählte und berufene Synodale 
teilnehmen. Betroffene Kandidatinnen und Kan-
didaten sind ausgeschlossen. Es besteht hin-
sichtlich des Gangs der Beratung Verschwie-
genheitspflicht. 

(3) Bei den Wahlen und Berufungen entscheidet 
die Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Stimm-
enthaltungen und ungültige Stimmen werden 
den abgegebenen Stimmen zugerechnet.  

 

(4) Wird diese Mehrheit auch beim zweiten 
Wahlgang nicht erreicht, so ist gewählt, wer im 
dritten Wahlgang die meisten Stimmen erhält. 
Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los, das 
die oder der Präses zieht.  

 

§ 24.  
(1) Die Wahlen erfolgen schriftlich. Sie können 
durch Handaufheben erfolgen, wenn nur ein 
Wahlvorschlag vorliegt und sich gegen dieses 
Verfahren kein Widerspruch erhebt.  

§ 25 Form der Wahlen 
(1) Die Wahlen erfolgen schriftlich. Sie können 
durch Handaufheben erfolgen, wenn nur ein 
Wahlvorschlag vorliegt und sich gegen dieses 
Verfahren kein Widerspruch erhebt.  

(2) Bei der Wahl der Mitglieder der Kirchenlei-
tung kann nur schriftlich gewählt werden.  

 

(3) Personelle Entscheidungen gelten als Wah-
len.  

(3) Personalentscheidungen gelten als Wahlen. 

§ 25.  
(1) Bei schriftlich vorzunehmenden Wahlen o-
der Abstimmungen wird zur Unterstützung des 
Kirchensynodalvorstandes zu jedem Wahlgang 
ein Wahlausschuss aus mindestens drei und 
höchstens neun Synodalen durch die oder den 
Präses bestellt, dem ein Mitglied des Kirchensy-
nodalvorstandes angehört.  

§ 26 Wahlausschuss 
(1) Bei schriftlich vorzunehmenden Wahlen o-
der Abstimmungen wird zur Unterstützung des 
Kirchensynodalvorstandes zu jedem Wahlgang 
ein Wahlausschuss aus mindestens drei und 
höchstens neun Synodalen durch die oder den 
Präses bestellt, dem ein Mitglied des Kirchensy-
nodalvorstandes angehört.  

(2) Entsprechendes gilt, wenn das Ergebnis bei 
Abstimmungen durch die oder den Präses nicht 
sicher festgestellt werden kann oder angezwei-
felt wird. Bei Abstimmung durch Handaufheben 
ist in diesem Falle sicherzustellen, dass das Er-
gebnis für jeden Sitzblock durch zwei entgegen-
gesetzt zählende Synodale getrennt ermittelt 
wird.  

 

§ 26.  
(1) Auf jeder Tagung der Kirchensynode wird 
eine Fragestunde vorgesehen. Fragen sind so 
kurz und bestimmt zu halten, dass eine knappe 
Beantwortung möglich ist. Sie dürfen keine 
Wertungen oder unsachliche Feststellungen ent-

§ 27 Fragestunde 
(1) Auf jeder Tagung der Kirchensynode wird 
eine Fragestunde vorgesehen. Fragen sind so 
kurz und bestimmt zu halten, dass eine knappe 
Beantwortung möglich ist. Sie dürfen keine 
Wertungen oder unsachliche Feststellungen ent-
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halten.  halten.  
(2) Die Fragen sind bis spätestens drei Wochen 
vor Beginn der Synode beim Kirchensynodal-
vorstand einzureichen. Bei Zustimmung durch 
die Kirchensynode können zusätzliche Fragen 
von großer Aktualität mit einer 24-Stunden-Frist 
aufgenommen werden.  

 

(3) Der Kirchensynodalvorstand kann Fragen 
zurückweisen, die diesen Erfordernissen nicht 
entsprechen oder sich auf Tagesordnungsgegen-
stände beziehen, falls eine Verständigung mit 
der Fragestellerin oder dem Fragesteller nicht 
oder nicht rechtzeitig erreicht werden kann. Ge-
gen die Zurückweisung kann die oder der Syno-
dale die Kirchensynode anrufen, die durch Be-
schluss ohne Aussprache endgültig entscheidet. 
Die zugelassenen Fragen sind den Synodalen 
schriftlich vorzulegen.  

 

(4) Die von der Kirchenleitung erarbeiteten 
schriftlichen Antworten auf die zugelassenen 
Fragen sind der oder dem Präses spätestens zu 
Beginn der Synodaltagung zu übergeben. Die 
Fragestellerin oder der Fragesteller erhält unver-
züglich einen Abdruck der sie oder ihn betref-
fenden Antwort.  

 

(5) Nach Beantwortung der Frage findet eine 
Aussprache nicht statt. Wer die Frage gestellt 
hat, kann zum gleichen Gegenstand zwei Zu-
satzfragen stellen. Auch aus der Mitte der Syno-
de können dazu je zwei Fragen gestellt werden.  

 

§ 27.  
(1) Über die Synodalverhandlungen ist ein Pro-
tokoll aufzunehmen. Dieses Protokoll ist den 
Synodalen vor der nächsten Sitzung rechtzeitig 
zu übersenden (§ 1 Absatz 6).  

§ 28 Protokoll 

(1) Über die Synodalverhandlungen sind ein Be-
schluss- und ein Wortprotokoll aufzunehmen. 
Das Beschlussprotokoll erscheint baldmöglichst 
im Amtsblatt. Das Wortprotokoll ist den Synoda-
len innerhalb von 5 Monaten zu übersenden. § 1 
Absatz 8 gilt entsprechend. Eine zusätzliche 
elektronische Veröffentlichung im Intranet der 
Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau ist 
möglich.  

(2) Daneben sind die Beschlüsse und die Wahl-
ergebnisse in einer besonderen Niederschrift 
festzuhalten. Diese Niederschrift ist von der o-
der dem Präses und einem weiteren Mitglied des 
Kirchensynodalvorstandes zu unterzeichnen.  

 

(3) Das Nähere regelt der Kirchensynodalvor-
stand. 
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 V. Die Propsteigruppen 

 § 29 Bildung und Aufgaben der Propsteigrup-
pen 
(1) Die Synodalen der Propsteibereiche bilden 
die Propsteigruppen.  

 (2) Die Pröpstin oder der Propst lädt alle Syno-
dalen des Propsteibereichs zur konstituierenden 
Sitzung der Propsteigruppe vor der ersten Ta-
gung der Synode ein. 

 (3) In der konstituierenden Sitzung wählen die 
Synodalen eine Gruppensprecherin oder einen 
Gruppensprecher sowie deren Stellvertretung. 

 (4) Die Propsteigruppe schlägt der Kirchensy-
node eine Pfarrerin oder einen Pfarrer und zwei 
Gemeindemitglieder für den Benennungsaus-
schuss vor.  

 (5) Die Propsteigruppe berät über die Wahlen in 
die gesetzlich vorgeschriebenen weiteren Aus-
schüsse der Synode. 

 § 30 Propsteigruppentreffen 
(1) Die Propsteigruppentreffen finden in der Re-
gel vor jeder Synodaltagung statt. Die 
Propsteigruppensprecherin oder der Propstei-
gruppensprecher lädt die Synodalen des 
Propsteibereichs und die Pröpstin oder den 
Propst zwei Wochen vorher unter Mitteilung der 
Tagesordnung zu dem Propsteigruppentreffen 
ein und leitet das Propsteigruppentreffen. 

 (2) Die Propsteigruppe berät die Tagesordnung 
der Synodaltagung. Die Mitglieder der Synodal-
ausschüsse informieren über die Bearbeitung 
der Tagesordnungspunkte in ihren jeweiligen 
Ausschüssen. Zu einzelnen Tagesordnungspunk-
ten der Beratungen der Propsteigruppe können 
Gäste hinzugezogen werden.  

 (3) Ein Protokoll über die Beratung wird nicht 
angefertigt.  

V. Die Synodalausschüsse  VI. Die Synodalausschüsse  
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§ 28.  
(1) Die Kirchensynode bestellt gemäß Artikel 45 
der Kirchenordnung folgende ständige Aus-
schüsse:  
1. Benennungsausschuss,  
2. Theologischer Ausschuss,  
3. Rechtsausschuss,  
4. Finanzausschuss  
und als weitere Ausschüsse  
5. Verwaltungsausschuss,  
6. Bauausschuss,  
7. Rechnungsprüfungsausschuss.  

§ 31 Bestellung und Zusammensetzung der 
Ausschüsse 
(1) Die Kirchensynode bestellt folgende Aus-
schüsse:  
1. Benennungsausschuss,  
2. Theologischer Ausschuss,  
3. Rechtsausschuss,  
4. Finanzausschuss, 
5. Bauausschuss,  
6. Rechnungsprüfungsausschuss, 
7. Verwaltungsausschuss. 

(2) Der Benennungsausschuss besteht aus einer 
Pfarrerin oder einem Pfarrer und zwei anderen 
Gemeindemitgliedern eines jeden Propsteiberei-
ches. Sie sind von den Synodalen des betreffen-
den Propsteibereiches vorzuschlagen. Die Kir-
chensynode ist an diese Vorschläge nicht ge-
bunden, hat aber aus jedem Propsteibereich eine 
Pfarrerin oder einen Pfarrer und zwei andere 
Gemeindemitglieder zu wählen. 

 

(3) Der Bauausschuss besteht aus sechs von der 
Kirchensynode unter Berücksichtigung eines je-
den Propsteibereiches gewählten Synodalen und 
einer Vertreterin oder einem Vertreter des Fi-
nanzausschusses.  

 

(4) Die übrigen in Absatz 1 genannten Aus-
schüsse bestehen aus je zwölf Synodalen. Dem 
Theologischen Ausschuss sollen acht Pfarrerin-
nen oder Pfarrer angehören, abweichend davon 
können stattdessen berufene Synodale der theo-
logischen Fakultäten (Artikel 34 Absatz 2 KO) 
gewählt werden. Den anderen ständigen Aus-
schüssen sollen je vier Pfarrerinnen oder Pfarrer 
angehören.  

(4) Die übrigen in Absatz 1 genannten Aus-
schüsse bestehen aus je zwölf Synodalen. Dem 
Theologischen Ausschuss sollen acht Pfarrerin-
nen oder Pfarrer angehören, abweichend davon 
können stattdessen berufene Synodale der theo-
logischen Fakultäten (Artikel 34 Absatz 2 KO) 
gewählt werden. Den anderen in Absatz 1 ge-
nannten Ausschüssen sollen je vier Pfarrerinnen 
oder Pfarrer angehören.  

(5) Die Kirchensynode bestimmt die Bestellung 
und Zusammensetzung weiterer Ausschüsse.  

 

[s. § 37] (6) Die Synodalausschüsse der Kirchensynode 
gemäß Absatz 1 bleiben bis zum Ablauf der 
Wahlperiode in der Mitgliederzahl tätig, die bei 
der Bestellung durch die Kirchensynode be-
stimmt worden ist. 

§ 29.  
 
(1) Das lebensälteste Mitglied beruft den Aus-
schuss zu seiner ersten Sitzung ein und leitet sie 
bis zur Wahl der oder des Vorsitzenden.  

§ 32 Erste Einberufung, Vorsitz und Schrift-
führung 

(2) Jeder Ausschuss bestimmt durch Wahl, wer 
den Vorsitz, den stellvertretenden Vorsitz und 
die Schriftführung übernimmt.  

(2) Jeder Ausschuss bestimmt durch Wahl, wer 
den Vorsitz, den stellvertretenden Vorsitz und 
die Protokollführung übernimmt. Die Protokoll-
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führung kann auch abweichend von Satz 1 gere-
gelt werden. 

 § 33 Einladung, Beratung, Beschlussfähigkeit 
und Mehrheit bei Abstimmungen  
(1) Die Mitglieder des Ausschusses sind mindes-
tens eine Woche vor der Sitzung unter Mittei-
lung der Tagesordnung in Schrift- oder Textform 
unter Beachtung der datenschutzrechtlichen 
Bestimmungen einzuladen. Dies gilt nicht für 
Ausschusssitzungen während der Synodalta-
gung. 

§ 30.  
(1) Die Ausschüsse tagen nicht öffentlich, sofern 
nicht der Kirchensynodalvorstand etwas anderes 
beschließt. Sie sind beschlussfähig, wenn mehr 
als die Hälfte ihrer Mitglieder anwesend sind. 
Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der 
Anwesenden gefasst.  

(2) 

(2) Mitglieder der Kirchensynode können bei 
den Beratungen der Ausschüsse zuhören; dies 
gilt nicht für den Benennungsausschuss. Die 
Ausschüsse können auf besonderen Beschluss in 
geschlossener Sitzung beraten.  

(3) 

(3) Die Mitglieder des Kirchensynodalvorstan-
des können jederzeit an den Beratungen der 
Ausschüsse teilnehmen.  

(4) 

(4) Wer Anträge gestellt hat, kann zu den Bera-
tungen hinzugezogen werden. Ebenso können 
Sachverständige den Ausschuss beraten. An ein-
zelnen Beratungsgegenständen interessierte Per-
sonen können angehört werden.  

(5) 

§ 31.  
 
(1) Die Kirchenleitung ist zu den Sitzungen der 
Ausschüsse einzuladen. Ihre Mitglieder können 
an den Beratungen teilnehmen. Die Ausschüsse 
können Auskünfte von der Kirchenleitung ein-
holen.  

§ 34 Teilnahme von Kirchenleitung und Kir-
chenverwaltung 

(2) Die Leiterin oder der Leiter der Kirchenver-
waltung oder ein beauftragtes Mitglied der Kir-
chenverwaltung kann an den Beratungen der 
Ausschüsse teilnehmen. Diese Regelung gilt 
auch für die Arbeitszentren. Die Ausschüsse 
können die Entsendung der Leiterin oder des 
Leiters der Kirchenverwaltung oder eines beauf-
tragten sachkundigen Mitgliedes der Kirchen-
verwaltung und/oder der Arbeitszentren verlan-
gen. Diese sind verpflichtet, den Ausschussmit-
gliedern Auskünfte zu den Beratungsgegenstän-
den zu erteilen.  

(2) Die Leiterin oder der Leiter der Kirchenver-
waltung oder ein beauftragtes Mitglied der Kir-
chenverwaltung kann an den Beratungen der 
Ausschüsse teilnehmen. Diese Regelung gilt 
auch für die Arbeitszentren. Die Ausschüsse 
können die Entsendung der Leiterin oder des 
Leiters der Kirchenverwaltung oder eines beauf-
tragten sachkundigen Mitgliedes der Kirchen-
verwaltung und/oder der Arbeitszentren verlan-
gen. Diese sind verpflichtet, den Ausschussmit-
gliedern Auskünfte zu den Beratungsgegenstän-
den zu erteilen. 
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 (3) Zu einzelnen Tagesordnungspunkten können 
die Ausschüsse beschließen, ohne Anwesenheit 
von Kirchenleitung und Kirchenverwaltung zu 
beraten. 

§ 32.  
 
Fällt ein Verhandlungsgegenstand in den Ge-
schäftsbereich mehrerer Ausschüsse, so können 
diese sich zu gemeinsamer Beratung vereinigen, 
sofern die Kirchensynode den Verhandlungsge-
genstand den beteiligten Ausschüssen überwie-
sen hat oder die oder der Präses zustimmt. Jeder 
Ausschuss kann die Vorsitzende oder den Vor-
sitzenden eines anderen Ausschusses bitten, eine 
Beauftragte oder einen Beauftragten an den Be-
ratungen teilnehmen zu lassen, falls der Gegen-
stand der Beratung dies erfordert.  

§ 35 Befassung mehrerer Ausschüsse mit ei-
nem Verhandlungsgegenstand 
Fällt ein Verhandlungsgegenstand in den Ge-
schäftsbereich mehrerer Ausschüsse, so können 
diese gemeinsam beraten, sofern die Kirchensy-
node den Verhandlungsgegenstand den beteilig-
ten Ausschüssen überwiesen hat oder die oder 
der Präses zustimmt. Jeder Ausschuss kann die 
Vorsitzende oder den Vorsitzenden eines ande-
ren Ausschusses bitten, eine Beauftragte oder 
einen Beauftragten an den Beratungen teilneh-
men zu lassen, falls der Gegenstand der Bera-
tung dies erfordert. 

 § 36 Berichte der Ausschüsse  
Die Ausschüsse berichten jeweils zur Herbstta-
gung der Kirchensynode schriftlich über ihre 
Arbeit. Falls nötig kann zusätzlich auch zu einer 
anderen Tagung schriftlich Bericht erstattet 
werden. 

§ 33.  
 
Die Bestimmungen dieser Geschäftsordnung 
gelten für Ausschüsse sinngemäß. Evtl. abwei-
chende Regelungen für die Ausschussarbeit im 
Einzelnen, bedürfen der Zustimmung des Kir-
chensynodalvorstandes.  

§ 37 Allgemeine Bestimmungen für die Aus-
schusstätigkeit 
(1) Die Bestimmungen dieser Geschäftsordnung 
gelten für Ausschüsse sinngemäß. Eventuell ab-
weichende Regelungen für die Ausschussarbeit 
im Einzelnen, bedürfen der Zustimmung des 
Kirchensynodalvorstandes. 

 (2) Sieht sich ein Ausschussmitglied nicht in der 
Lage, regelmäßig an den Ausschusssitzungen 
teilzunehmen und an der Arbeit des Ausschusses 
mitzuwirken, soll es seine Mitgliedschaft im 
Ausschuss zur Verfügung stellen. 

 (3) Kommt ein Ausschussmitglied den Pflichten 
nachhaltig nicht nach, kann der Kirchensyno-
dalvorstand das Mitglied aus dem Ausschuss 
ausschließen. 

 VII. Jugenddelegierte
§ 34.  
 
(1) An den Tagungen der Synode können bis zu 
fünf Jugenddelegierte teilnehmen. Sie werden 
auf Vorschlag der Evangelischen Jugend in Hes-
sen und Nassau e. V. vom Kirchensynodalvor-
stand bestimmt.  

§ 38 Sitzungsteilnahme von Jugenddelegierten 
und Mitarbeit in den Ausschüssen 

(2) Jugenddelegierte können wie Synodale   
1. in den Sitzungen der Synode das Wort erhal-
ten, ausgenommen in Fragen der inneren Orga-

1. in den Sitzungen der Synode das Wort erhal-
ten und Anträge stellen, ausgenommen in Fra-
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nisation der Synode sowie bei Wahlen und Be-
rufungen,  

gen der inneren Organisation der Synode sowie 
bei Wahlen und Berufungen, 

2. an den Ausschüssen der Synode, den Benen-
nungsausschuss ausgenommen, teilnehmen und 
in den Sitzungen das Wort erhalten.  

 

 3. das Fragerecht gemäß § 27 ausüben. 
VI. Das Synodalbüro   

 VIII. Das Synodalbüro 
§ 35.  
 
Die Planstellen der Beamtinnen, Beamten und 
Angestellten des Synodalbüros werden im Ein-
vernehmen mit dem Kirchensynodalvorstand be-
setzt. Im Übrigen gelten für das Personal die all-
gemeinen Vorschriften für die Angehörigen der 
Kirchenverwaltung. In seinen dienstlichen An-
gelegenheiten ist das Synodalbüro der oder dem 
Präses unterstellt.  

§ 39 Personelle Besetzung, Unterstellung unter 
die oder den Präses 
Die personelle Besetzung der Planstellen der 
Beamtinnen, Beamten und Angestellten des Sy-
nodalbüros entscheidet der Kirchensynodalvor-
stand, die der Pfarrstelle der Theologischen Re-
ferentin bzw. des Theologischen Referenten die 
Kirchenleitung auf Vorschlag des Kirchensyno-
dalvorstands. Die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter des Synodalbüros sind dienstrechtlich der 
oder dem Präses unterstellt. Im Übrigen gelten 
für das Personal in der Ausübung seines Diens-
tes die allgemeinen Vorschriften für die Angehö-
rigen der Kirchenverwaltung. 

VII. Schlussbestimmungen  IX. Schlussbestimmungen 
§ 36.  
 
Über Zweifel bei der Auslegung der Geschäfts-
ordnung entscheidet die Kirchensynode. Im Ein-
zelfall sind Abweichungen zulässig, wenn auf 
sie ausdrücklich hingewiesen wird und kein 
Mitglied der Synode widerspricht.  

§ 40 Zweifel bei der Auslegung der Geschäfts-
ordnung 

§ 37.  
Die ständigen Synodalausschüsse der Kirchen-
synode bleiben bis zum Ablauf der Wahlperiode 
in der Mitgliederzahl tätig, die bei der Bestel-
lung durch die Kirchensynode bestimmt worden 
ist.  

Wird zu § 31 Abs.6 

§ 38.  
Diese Geschäftsordnung tritt am 27. Mai 2010 in 
Kraft. 

§ 41 Inkrafttreten und Außerkrafttreten  
Diese Geschäftsordnung tritt am 1. Juli 2014 in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Geschäftsordnung 
vom 27. Mai 2010 (ABl. 2010 S. 276) außer 
Kraft. 
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